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Eine Grundlegung der Rechtssoziologie*). 
von 
HANS KELSEN. 


‚Wenn einer der Führer und Begründer der neuestens immer 
stärker vordringenden sogenannten »soziologischen« Rechtswissen- 
schaft mit einem großen Werke vor die Oeffentlichkeit tritt, dessen 
Titel ankündigt, die Grundlegung dieser neuen Wissenschaft 
zu geben, so hat man alle Ursache, an solches Unternehmen mit 
gespannter Erwartung und großer Hoffnung heranzutreten. Denn 
was all den zahlreichen Versuchen, die Rechtswissenschaft an Haupt 
und Gliedern zu reformieren, den vielen, mitunter sehr leidenschaft- 
lichen Attacken, die unter der Fahne der »Soziologie« gegen eine 
rückständige und unwissenschaftliche Jurisprudenz geritten wur- 
den, gänzlich gefehlt hat, so sehr gefehlt hat, daß man ernstlich 
bezweifeln mußte, ob hinter dem gemeinsamen Schlagwort der »Sozio- 
logie« tatsächlich ein einheitliches, auf ein klares und bestimmtes Ziel 
gerichtetes Streben steht, das war eine wissenschaftliche Gr un.d- 
lage. Und wenn überhaupt jemand imstande und berufen war, 
diese Grundlagen auszubauen, so ist es sicherlich Eugen Ehrlich, 
dessen geistreichen und in ihrer lebendigen Rhetorik bestechenden 
Schriften seit mehr als zwei Jahrzehnten in diesem Kampfe um die 
Rechtswissenschaft stets führend und richtunggebend eine starke 
Gefolgschaft geworben haben. 

Der fundamentale Gegensatz, der die Rechtswissenschaft in 
bezug auf Gegenstand und Methode in zwei von Grund aus ver- 
schiedene Richtungen zu spalten droht, ergibt sich durch die doppelte 
Betrachtungsweise, der man die Rechtserscheinung unterwerfen 
zu können glaubt. Man kann das Recht als Norm, d. h. als eine 
bestimmte Form des Sollens als spezifische Soll-regel betrachten 
und demgemäß die Rechtswissenschaft als eine normative 
und deduktive Wert wissenschaft, wie die Ethik oder Logik, 
konstituieren!). Man versucht aber auch, das Recht als einen Teil 





®) Eugen Ehrlich, Grundiegung der Soziologie des Rechts, München 
und Leipzig, Duncker u. Humblot 1913. 409 Seiten. Preis geheftet M. 10—. 

1) Das rechtliche Sollen steht neben dem sittlichen, dem ästhetischen, 
dem logischen, dem grammalischen Sollen als eine von mehreren Soll-Möglich- 
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der sozialen Wirklichkeit zu begreifen, als Tatsache oder 
Vorgang, dessen Regelmäßigkeit auf induktivem 
Wege erfaßt und kausal erklärt wird. Das Recht ist hier eine 
Seinsregel bestimmten menschlichen Verhaltens, die Rechts- 
wissenschaft eine nach dem Muster der Naturwissenschaften arbeı 

tende Wirklichkeitswissenschaft. Ob und inwiefern sie 
als solche auch eine Sozialwissenschaft ist, wird zwar damit 
noch keineswegs gesagt. Allein sofern man einer Regel, die ein ge- 
wisses gleichartiges Verhalten der Menschen in ihrem Zusammenleben 
aussagt, den Charakter des Sozialen zuspricht, ist eine Wissen- 
schaft, die solche »soziale« Regeln, die Regeln des Rechtslebens oder 
die Rechtsregeln aufzusuchen bemüht ist, als Sozialwissenschaft 
oder, wenn man will, als Soziologie zu bezeichnen. Daß eine solche 
Soziologie theoretisch möglich und zur Erklärung des menschlichen 
Zusammenlebens wünschenswert ist, soll zurächst nicht bezweifelt 
werden. Ob und inwiefern eine Soziologie des Rech tes möglich ist, 
wird später noch zu untersuchen sein. Jedenfalls muß man sich 
darüber klar sein, daß eine Soziologie des Rechtes nach Gegen- 
stand und Methode von einer Rechtswissenschaft wesentlich ver- 
schieden ist, die sich zur Aufgabe stellt, zu erkennen, nicht was 
tatsächlich ist, sondern was von Rechts wegen sein soll, einer 
wertenden, nicht erklärenden, m. a. W.: einer norma- 
tiven Rechtswissenschaft. Von einem Kampf beider Disziplinen 
in dem Sinne, als ob vom allgemeinen Standpunkte wissenschaft- 
licher Erkenntnis nur entweder die eine oder die andere möglich 
und berechtigt sei, kann natürlich nicht die Rede sein®). Ganz und 











keiten. Der Rechts-Wert ist somit nicht als absoluter, sondern nur als relativer 
Wert zu denken. Der Begriff des Sollens muß eben — gerade mit Rücksicht 
auf die Rechtswissenschaft — in einem rein formalen Sinne genommen 
werden. Dies wird hier gegenüber der allerdings jetzt regelmäßig vertretenen 
‚Auffassung betont, die das »Sollen« nur im materiellen Sinne eines absoluten 
Wertes versteht. Die Erkenntnis (nicht aber die Statuierung) 
des rechtlichen Sollens obliegt der Rechtswissenschaft; in diesem Sinn ist sie 
‚normativen Charakters. Vgl. dazu meine Hauptprobleme der Staatsrechts- 
lehre, Tübingen 1911, $, 3 ff. 

") Neuerdings hat Radbruch (Grundzüge der Rechtsphilosophie, Leipzig 1914) 
den Versuch gemacht, im Anschluß an das Rickertsche Wissenschaftssystem 
dem Begriff des Rechtes und sohin der Rechtswissenschaft zwischen 
den Kategorien des Seins und $ollens ihren Platz anzuweisen. Dieses smerk- 
würdige Zwischenreich« ($. 38) ist das Reich dereK ultu rs; der Rechtsbegriff 
ein Kulturbegriff, die Rechtswissenschaft eine Kulturwissenschaft. Zu einer 
nähern Auseinandersetzung mit dieser Auffassung ist hier kein Anlaß. 
Ihre logische Unmöglichkeit ergibt sich aber schon aus den einleitenden Aus- 
führungen Radbruchs selbst. +Kulturerscheinung ist ein Sein sgebilde inso- 
ferne es zum Gegenstände einer Beurteilung (.e. Bewertung) ge- 
macht werden kann, insofern es mögliches Substrat eines Wertes oder Unwertes 
iste (S. 30). Und so ist nach Radbruch auch das Recht ein #S ei m sgebildes. 
soferne es dem Gerechtigkeitswerte zum Substrate dient (S. 39). Allein wie kann 
ein Seimsgebilde zum Substrate eines Wertes werden, wenn Radbruch 
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gar unzulässig ist lediglich eine Vermengung der Problemstellung 
beider Richtungen, ein Synkretismus der Methoden 
‚normativer Jurisprudenz und explikativer Rechtssoziologie ®). 

‚Ob es unter solchen Umständen noch einen Sinn haben kann, beide 
Arten wissenschaftlicher Erkenntnisrichtung gemeinsam als Rech ts- 
wissenschaft zu bezeichnen und so den Schein eines gemeinsamen 
Objektes zu erwecken, muß fraglich sein. Denn mit der Verschiedenheit 
der Betrachtungsrichtung und Denkform — hier Sein, dort Sollen — 
hat sich auch eine vollständige Verschiedenheit des Objekts ergeben. 
Dasjenige, was die Menschen in irgend einer Beziehung regelmäßig 
tun, und dasjenige, was sie von Rechts wegen tun sollen, 
muß selbst dann noch als etwas formal gänzlich Verschiedenes 
gelten, wenn der Inhalt der Normen, die bestimmen, was ge- 
schehen soll, mit dem Inhalt jener Regeln zusammenfällt, die aus- 
sagen, was tatsächlich geschieht; m. a. W., wenn es kein anderes 
als ein Gewohnheitsrecht gäbe. Es kann von einem rein metho- 
dologischen Standpunkte aus darüber kein Streit herrschen, 
daß die Art der Erkenntnisse, deren Inbegriff die normative 
Jurisprudenz bildet, die Urteile über Rechtspflichten und 
Berechtigungen, über Rechtsnormen im Sinne von 
Sollregeln und Sollrelationen, einer soziologischen Rechts- 
wissenschaft, die es nur mit dem Sein zu tun hat, völlig fremd 
sein müssen. Eine »soziologischee Rechts wissenschaft kann 
niemals aussagen, wozu und unter welchen Bedingungen eine Person 
oder eine Kategorie von Personen rechtlich verpflichtet oder 
berechtigt ist, sondern lediglich, was bestimmte Menschen 
(sogar der Begriff der »Person« ist ja ein rein normativer!) unter 
gewissen Voraussetzungen tatsächlich zu tun oder zu unterlassen 
pflegen. Alle Erkenntnisse einer soziologischen Rechtswissenschaft 





selbst ganz korrekt einige Seiten vorher ($. 35}, nachdem er als eine »Grundein- 
teilung alles Denkbarens die Kategorien Sein und Sollen (respektive synonym dazu 
Wirklichkeit-Natur und Wert-Zweck) aufgestellt hat, erklart: Die »Gegebenheite 
werde zum Reich des Seins, wenn man ihr sunbekümmert um Wert und 
Unwert, wertblind entgegentritt; stellt man sich ihr bewertend gegenüber, 
50 ordnet sie sich zu einem Reich des Sollens, einem Reiche der Werte usw«. 
Ein Seinsgebille kann somit das Recht oder sonst eine Kulturerscheinung 
nur sein, sofern die Betrachtung ewertblinde ist. Es ist aber doch das Recht 
nach Radbruch gerade als Kulturerscheinung Objekt einer Bewertung oder Sub- 
Strat eines Wertes! Hier klafft ein logischer Widerspruch. Ein Seiendes kann 
eben nicht bewertet werden, weil sich etwas als seiend nur in einer wasent- 
lich anderen Betrachtungsrichtung darstellt als jene ist, die zu einer Bewertung 
führt, Der Widerspruch ist einfach darauf zurückzuführen, daß die Kategorien 
Sein und Sollen — wie ja Radbruch selbst sagt — eine »Grundeinteilung alles 
Denkbarene und zwar eine erschöpfende Einteilung in zwei sich ausschlie- 
Bende Begriffe darstellen, daher ein Ding, das weder als seiend noch als gesollt 
oder als beides zugleich gelten soll, nicht gedacht werden kann. 

®) Vgl. dazu meine Abhandlung: Zur Soziologie des Rechtes im Archiv 
für Sozialwissenschaft Bd. NXXIV, S. 0or ff, 
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können nur Wirklichkeitserkenntnisse, Tatsachenurteile, d. h. Urteile 
über den kausalen Zusammenhang bestimmter regelmäßiger Vor- 
gänge sein, und können irgendwelche Werturteile, wie etwa »dies 
ist recht, jenes unrecht«, sdazu ist jemand verpflichtet, dazu be- 
rechtigt«, ebensowenig enthalten, wie etwa die Biologie, die Chemie 
oder die Psychologie, für die es kein gut oder böse, kein Recht oder 
Unrecht, keine Pflicht und keine Berechtigung, sondern nur wert- 
indifferente Tatsachen und deren kausale Verknüpfung gibt. 

Es mag zunächst dahingestellt bleiben, ob und wie sich ein 
Stück der sozialen Wirklichkeit für eine rein kausale, also (realativ) 
voraussetzungslose Betrachtung ohne jede Beziehung auf gewisse, 
vom Betrachter als gültig vorausgesetzte Normen (Soll- 
regeln) als Recht oder Rechtsle ben gegenüber einer anderen 
Art von sozialer Wirklichkeit differenzieren läßt; m. a. W.: ob und 
wie das Postulat, das Recht als eine besondere Art von Seins- 
regeln des menschlichen Zusammenlebens zu erfassen und gegen- 
über den andern Regeln sozialen Verhaltens zu unterscheiden, rea- 
lisiert werden kann. Die Lösung dieses Problems muß offenbar den 
Eck- und Grundstein einer soziologischen Rechtslehre bilden. Festge- 
stellt sei hier nur das Folgende: Nicht nur dann, wenn sich die Lösung 
dieses Problems theoretisch als unmöglich erweisen sollte, sondern 
auch dann, wenn man als das Wesen der juristischen Er- 
kenntnisse, als das Spezifikum der etwas Rechtliches aus- 
sagenden Urteile eine Aussage über ein Sollen, eine Norm, eine 
Pflicht oder Berechtigung, kurz ein Werturteil erkennt, 
weil eine Analyse aller juristischen Urteile auf ein solches Wert- 
‚oder Soll-Element stößt: dann ist es im höchsten Grade irreführend, 
diese normative Jurisprudenz und jene soziologische Spezialdis- 
ziplin_ in gleicher Weise als Rechts wissenschaft zu bezeichnen. 
Womit natürlich die Existenzberechtigung einer Wissenschaft, 
welche das regelmäßige soziale Verhalten der Menschen nach irgend 
einer Richtung hin untersucht und erklärt, neben der normativen 
Rechtswissenschaft nicht im entferntesten in Frage gestellt wird. 
Selbst wenn es gelänge, gewisse Regeln tatsächlichen Verhaltens 
als »Recht« von anderen sozialen Regeln zu scheiden und so 
einer speziellen Soziologie des Rechtes das Fundament zu liefern. 
wäre doch offenbar dieser Begriff des Rechtes — der eine Kategorie 
des sozialen Seins darstellte — etwas wesentlich anderes als der 
‚normative Begriff des Rechtes, der das Recht als Norm erfaßt und 
daher als eine Kategorie desSollens gelten muß. Ob zwischen beiden 
Begriffen irgend eine Beziehung besteht, die eine Gleichheit der 
Bezeichnung rechtfertigt, wäre dann eine weitere Frage. 

Es muß als ein schwerer Mangel des Ehrlichschen Werkes emp- 
funden werden, daß seine Grundlegung der Rechtssoziologie von 
allem Anfang an die klare und deutliche Scheidung von Wert- und 
Wirklichkeitsbetrachtung vermissen läßt. Ehrlich spricht zwar davon, 
die Rechtssoziologie im Gegensatz zur bisherigen »praktischen« 
Jurisprudenz als rein »theoretische« Wissenschaft etablieren zu 
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wollen. Er wirft der faischen Jurisprudenz vor, daß sie sabstra- 
hierend deduktiv« sei. »Als ob es für den menschlichen Geist keine 
höhere Errungenschaft gäbe, als blutleere Gebilde zu schaffen, die, 
je abstrakter sie sind, umso mehr jede Fühlung mit der Wirklichkeit 
verlieren. Sie setzt sich damit in einen schroffen Widerspruch zu 
aller echten Wissenschaft, bei der die induktive Methode vorherrscht, 
die durch Beobachten von Tatsachen, Sammeln von Erfahrungen 
unsere Einsicht in das Wesen der Dinge zu vertiefen suchte (S. 6) 
Ehrlich ist offenbar der naiven Meinung, daß alle Wissenschaft 
nur induktiv verfahren könne und scheint die Möglichkeit 
wissenschaftlicher Erkenntnis mit deduktiver Methode gar 
nicht zu kennen. Auch scheint er bei seiner Abneigung gegen 
sblutleere« Abstraktionen zu vergessen, daß keine Erkenntnis auf 
Abstraktionen oder Begriffe verzichten kann, die gegenüber der 
konkreten Einzelerscheinung notwendig »blutleere sein müssen. 
Was aber die »Fühlung mit der Wirklichkeit« anlangt, so kann deren 
Mangel nicht ein Vorwurf gegen eine Wissenschaft sein, die von vorn- 
herein keine Erklärung der Wirklichkeit sein will. Was aus diesen 
schlagworthaften Acußerungen hervorgeht, ist die Anschauung, 
eine »Wissenschaft« vom Recht sei nur als induktive und kausaler- 
klärende Disziplin möglich. Als solche müßte zweifellos eine Rechts- 
soziologie gedacht werden. und so in einen vollkommenen Gegensatz 
zu einer normativen Jurisprudenz treten. Allein in einer ganz anderen 
Richtung sucht Ehrlich den Gegensatz seiner Rechtssoziologie zur 
bisherigen Jurisprudenz. Diese betrachte fälschlicherweise das 
‚Recht als seine Regel für das Handeln der Gerichte und anderer 
(staatlicher) Behörden«, während die Rechtssoziologie »das Recht 
als eine Regel des allgemeinen menschlichen Handelns« (S. 9) 
auffaßt und so erst den eigentlichen »wissenschaftlichen 
Begriff des Rechtes« ihrer Erkenntnis zugrunde legt (S. 6.). 
Bei der Doppelbedeutung des Wortes Regel — Seins- oder Soll- 
Regel — kommt natürlich sehr viel darauf an, in welchem Sinn 
Ehrlich dies zweideutige Wort nimmt. Er vermengt durch- 
wegs beide Bedeutungen miteinander, indem er 
dabei von dem allgemeinen Satze ausgeht, eine Regel des Handelns 
sei selbstverständlich (?) eine Regel, nach der nicht 
nur gehandelt wird, sondern auch gehandelt werden soll« (S. 7). Dieser 
Satz ist aber offenbar falsch! Denn jene Regel, die von einer kausal- 
erklärenden Betrachtung aufgesucht wird, ist nichts als eine Seins- 
Tegel, die darüber, was soll, gar keine Auskunft gibt. Das was ge- 
schehen soll, ist für die kausalerklärende Betrachtung offenbar gar 
nicht in Frage. Der Biologe sucht doch nicht festzustellen, wie sich 
bestimmte Lebewesen unter bestimmten Bedingungen verhalten 
sollen, welches ihre Pflichten und Rechte sind, sondern aus- 
schließlich und allein: wie sie sich regelmäßig verhalten. Und genau 
so kann der Soziologe — sofern eben die Soziologie eine kausaler- 
klärende Seinswissenschaft ist — nur die Seinsregeln menschlichen 
Verhaltens aufsuchen; und diese Regeln des Handelns geben über 
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das Sollen ebensowenig einen Aufschluß, wie die Regeln oder Ge- 
setze der Biologie. Es ist eine von Grund aus andere Betrachtungs- 
weise, die auf Regeln des Sollens, d. h. auf Normen gerichtet ist! 
Sicherlich mag es Normen geben, die ein Verhalten als gesollt sta- 
tuieren, das seit jeher regelmäßig geübt wurde. Handle so, wie deine 
Genossen seit jeher regelmäßig gehandelt haben. Allein diese Soll- 
Regel will doch nichts erklären, keinen Kausalnexus aufdecken. 
Diese Norm ist doch nicht die einzig mögliche Norm! Und vor allem: 
Es wäre doch offenbar unrichtig, zu behaupten, daß dies die einzig 
mögliche Rechtsnorm sei. Es mag Rechtsnormen geben, 
die solchen Inhalt haben. Aber es gibt doch zweifellos auch andere! 
So sind auf dem Gebiet des Rechtes Sein- und Soll-regel der Form 
nach gänzlich verschieden, dem Inhalt nach aber fallen sie zum Teil — 
und zwar in der Gegenwart doch nur zum kleinsten Teil — zusammen. 
Oder will Ehrlich ernstlich behaupten, daß er auch heute nur Ge- 
wohnheitsrecht als gültig annehme? 

Untersucht man den Gegensatz näher, in den Ehrlich seine 
neue »theoretische« Rechtssoziologie zu der bisherigen »praktischen« 
Jurisprudenz zu stellen versucht, so zeigt sich, daß er keinerlei prin- 
zipielle Bedeutung hat, ja überhaupt nicht als »Gegensatz« bezeichnet 
werden kann. Bisher habe man lediglich die Regeln gesucht, nach 
denen eine bestimmte Kategorie von Menschen gehandelt haben: 
die Gerichte oder sonstigen Staatsorgane. Die Soziologie des Rechtes 
suche aber die Regel, nach denen alle Menschen handeln. Wobei 
Ehrlich in beiden Fällen kurzerhand die Regeln des tatsächlichen 
Handelns mit jenen des Handelnsollens identifiziert. Im Grunde 
wäre also — müßte man meinen — die bisherige Jurisprudenz auch 
eine Soziologie gewesen, nur keine allgemeine, sondern eine 
besondere Soziologie, eine Soziologie der Staatsorgane, wenn 
man also den Staat mit seinen Organen identifiziert: eine Staats- 
soziologie. Was uns nottut ist aber eine Rech ts soziologie, welche 
die Regeln des »allgemeinene menschlichen Handelns aufzeigt. Daß 
dieses »allgemeine« menschliche Handeln nicht das Handeln der 
Menschen im allgemeinen, sondern nur ein ganz besonderes 
Handeln der Menschen, ein Handeln nach bestimmter Richtung 
sein kann, ist offenbar, da ja doch nicht eine allgemeine Soziologie, 
sondern eine Rech t ssoziologie begründet werden soll. Wie Ehrlich 
diese besondere Richtung von allen übrigen Richtungen mensch- 
lichen Handelns als »Recht« differenziert, wird später zu unter- 
suchen sein. »Allgemeines menschliches Handeln« soll offenbar der 
— sehr unzutreffende — Ausdruck dafür sein, daß nicht bloß das 
Handeln der Staatsorgane untersucht werden soll. Schlechterdings 
unverständlich ist aber wenn Ehrlich meint mit dieser Ausdehnung 
seiner Untersuchung über die Staatsorgane hinaus eine wissen- 
schaftliche (theoretische) im Gegensatz zu der praktischen 
»auf den richterlichen Beamten zugeschnittene« Betrachtung zu geben. 
Es scheint, als ob er den Gegensatz: Regel für das Handeln der Staats- 
organe und Regel für das Handeln aller Menschen, mit dem Gegen- 
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satz von theoretisch (wissenschaftlich) und praktisch, d.i. dem Gegen- 
satz von kausal und normativ, von Sein und Sollen, identifiziert! 
Wenn es richtig wäre, daß die herrschende Jurisprudenz die Regeln 
aufsucht, nach denen die Staatsorgane handeln (und daher handeln 
sollen im Sinne Ehrlichs) dann wäre dies ebenso eine theoretische 
und wissenschaftliche Disziplin, wie die Ehrlichsche Rechtssoziologie, 
welche die Regeln aufsucht, nach denen nicht bloß die Gerichte, sondern 
alle Menschen handeln, zumal ja diese »Regeln des allgemeinen mensch- 
lichen Handelns« keineswegs bloß Seins- sondern zugleich auch Soll- 
Regeln, also Normen sind! Diese »Regelne werden auch eine 
»Ordnunge genannt, sdie jedem Angehörigen der Genossenschaft 
seine Stellung, seine Ueber- und Unterordnung in der Gemeinschaft 
und seine Aufgabe zuweiste (S. 18), sind also durchaus auch als 
Soll vorschriften zu denken; ja es heißt sogar, daß in dieser Ordnung 
»Rechtspflichten« erfüllt werden. Diese Regeln, deren Aufzeigung 
Aufgabe der »wissenschaftlichen«, im Gegensatz zur »praktischen« 
Jurisprudenz, deren Gewinnung Ziel der »theoretischen« Rechtssozio- 
logie ist, haben somit zugleich theoretischen und praktischen 
Charakter! 

So beginnt die »Grundlegunge einer neuen Wissenschaft! 


I. 

Es ist nicht leicht, die systematische Kritik eines Wer- 
kes zu schreiben, das, wie Ehrlichs Grundlegung der Soziologie des 
Rechtes, so ganz systemlos, eigentlich nur die äußerliche Zu- 
sammenfassung einiger Essays ist. Nun ist System keineswegs immer 
ein Vorzug und der Mangel einer strengen Gliederung mitunter — 
insbesondere bei negativ-kritischen Arbeiten — eine dankenswerte 
Erleichterung für den Leser. Allein bei der Grundlegung einer neuen 
Wissenschaft wird man kaum auf einen planmäßigen Aufbau, ge- 
wiß nicht auf eine solide Fundierung der wichtigsten Begriffe und 
Lehreätze verzichten können, ohne die ja von einem Fundament 
keine Rede sein kann. Leider läßt Ehrlichs Arbeit nach dieser Rich- 
tung alles zu wünschen übrig. Es ist fast unmöglich, bei diesem Re- 
ferate der eigenen Darstellung Ehrlichs zu folgen, da diese mitunter 
jeden inneren Zusammenhang vermissen läßt sich fortwährend wie- 
derholt, wichtige Vorausetzungen erst mitten unter Spezialfragen 
erörtert und von langen rechtshistorischen Exkursen unterbrochen 
wird, die mit dem Thema eigentlich nichts zu tun haben. 

Im Anschluß an Ehrlichs Anschauung von der Rechtssozio- 
logie als einer Wissenschaft, die auf induktivem Wege die Regeln des 
allgemeinen menschlichen Handelns zu gewinnen hat, seien, nun im 
folgenden die Grundbegriffe und Hauptprobleme analysiert, mit denen 
er in seiner ganzen Darstellung operiert. 

Eine der wichtigsten Resultate der Ehrlichschen Arbeit ist die 
allerdings negative Erkenntnis: das Recht besteht nicht, wie bisher 
immer geglaubt wurde, aus Rechtssätzen. Er kannnicht oft 
genug, nicht nachdrücklich genug gegen die Irrlehre protestieren, die da 
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meint. das Recht sei eine »Summe von Rechtssätzen«. 
‘Bevor nun Ehrlichs Argumente geprüft werden sollen, sei zunächst fest- 
gestellt. was unter »Rechtssatz« überhaupt verstanden werden kann. 
Rechtssatz bedeutet entweder den sprachlichen Ausdruck für ein 
rechtliches Sollen, ist identisch mit Rechtsnorm; oder es bedeutet 
den sprachlichen Ausdruck für eine Regel tatsächlichen Geschehens, 
ist gleichbedeutend mit Rechtsregel im Seinssinne. Eine Differen- 
zierung von »Rechtssatz« und »Rechtsnorm« ist zwar nicht rätlich, 
kommt aber dennoch vor, so wenn man als Rechtsnorm nur den Im- 
perativ rechtmäßigen Verhaltens, als Rechtssatz aber ein an- 
deres sprachliches Gebilde, etwa das Urteil versteht, das an 
einen bestimmten Tatbestand eine Unrechtsfolge knüpft. Die Rechts- 
norm wird dann mit dem Rechtssatze statuiert. Vielleicht wird es 
sich empfehlen, um den allgemeinen Sprachgebrauch der Worte 
„Rechtssatz« und »Rechtsnorm« zu dokumentieren, einen Autor 
zu zitieren, dessen Autorität gerade Ehrlich voll anerkennt. Gierke 
sagt in seinem »Deutschen Privatrecht“ (S. 113): »Objektives 
Recht... ist der Inbegriff der Rechtssätze. Rechtssätze 
aber sind Normen, die nach der erklärten Ueberzeugung einer 
Gemeinschaft das freie menschliche Wollen äußerlich in unbedingter 
Weise bestimmen sollen.« Gierke identifiziert also Rechtssatz und 
Rechtsnorm. 

Ehrlich behauptet nun, es gäbe in der Urzeit zwar Recht und 
Rechtsverhältnisse, aber keine Rechtssätze. Das Recht der ältesten 
Zeit sei identisch mit der »inneren Ordnung« der urwüchsigen Ver- 
bände. »Allgemeine Rechtssätze fehlen auf tiefere Entwicklungs- 
stufe vollständige (28). Was ist nun diese innere Ordnunge der ge- 
sellschaftlichen Verbände? Doch offenbar wie alle »Ordnung« ent- 
weder eine Summe von Normen oder bestimmte Seinsregeln 
des Verhaltens der Verbandsmitglieder untereinander, d. h. im letz- 
teren Falle eine gewisse Regelmäßigkeit ihres gegenseitigen 
Verhaltens. Es wäre zu vermuten, daß für die Soziologie gerade jene 
letztere Bedeutung des Ordnungsbegrifies maßgebend sein müßte. 
Von dieser «inneren Ordnunge der primitiven Verbände, die deren 
Recht bedeutet, sagt nun Ehrlich: »Es bestimmt die Voraus- 
setzungen und Folgen einer gültigen Ehe, das Verhältnis der Ehe- 
gatten zueinander, der Eltern zu den Kindern, und das gegenseitige 
Verhältnis der anderen Sippen, Familien und Hausgenossen« (22). Diese 
»Ordnung« ist nun freilich alles andere als soziologische Seinsregel! 
Ehrlich schildert sie als ausgesprochene Sollvorschriften. Und es ist 
nicht einzusehen, was anderes diese, Rech ts verhältnisse begrün- 
denden Vorschriften, welche die Voraussetzungen einer »gültigene 
Ehe, das Verhältnis der Eltern zu den Kindern usw. »bestimmene, 
sein’ sollen, als Rechtsnormen oder Rechtssätze, und zwar generelle, 
für alle Mitglieder des Verbandes geltende Rechtssätze? Ist 
nicht jener Bestandteil der inneren Ordnung«, der — um mit Ehr- 
lichs eigenen Worten zu reden — sdie Voraussetzungen und Folgen 
einer gültigen Ehe bestimmt«, ein allgemeiner Eherechtssatz, da er 
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sich doch nicht auf eine einzelne konkrete Ehe, sondern auf alle 
Verbindungen bezieht, die in dem Verband als »Ehe« gelten wol- 
len? Ist nicht in diesem Verbande ein konkreter Tatbestand der Ver- 
bindung zweier Menschen nur deshalb und nur insoferne eine Ehe, 
als er der »Ordnung« des Verbandes, und zwar seiner Eheordnung 
entspricht? Hat jener Tatbestand nicht gerade nur diejenigen Rechts- 
folgen, die von der Eheordnung bestimmt werden? Ehrlich meint, 
es gäbe in diesen Verbänden ein »Vertragsrecht«. »Das Vertragsrecht 
beruht nur auf dem Inhalt der Verträge, die abgeschlossen werden; 
es fehlt ganz an allgemeinen Rechtssätzen über den Vertrag, es fehlen 
alle die zwingenden, ergänzenden und auslegenden Regeln, die das 
Corpus juris und die modernen Gesetzbücher füllen« (23). Gewiß! Die 
Rechtsordnung des Corpus juris und des deutschen bürgerlichen Gesetz- 
buches wird sich von dem Recht sin der Urzeit der Völkerschaften«eii 
germaßen unterscheiden. Aber wenn ein in der Urzeit von A dem B 
gegebenes und von diesem angenommenes Versprechen ein Rechts- 
verhältnis begründen, einen Vertrag mit Rech ts wirkung bedeuten 
soll, so muß zumindest der Rechtssatz als gültig vorausgesetzt werden, 
daß eine derartige geäußerte Willensübereinstimmung verbindlich 
sein solle. Wie anders könnte sonst von Pflicht und Recht die Rede 
sein? Beschränkt man sich aber auf die Betrachtung des Tatsäch- 
lichen und kann man auf Grund seines Beobachtungsmaterials die 
Behauptung aufstellen: Auch in der Urzeit wurden innerhalb 
der primitiven Verbände dauernde Geschlechtsverbindungen einge- 
gangen, Verträge faktisch eingehalten, — hat man damit nicht eine 
Seinsregel, eine Rechtsregel in jenem Sinne konstatiert, in 
dem Ehrlich den soziologischen, wissenschaftlichen Rechtsbegriff 
entwickelt? Liegt etwas anderes vor als ein Rechtssatz, ein all- 
gemeiner, d.h. eben innerhalb des Verbandes allgemeiner 
Rechtssatz in der zweiten Bedeutung des Wortes von Rechts- 
regel im Seinssinne? Man muß auf jede Verständnismöglichkeit ver- 
zichten, wenn Ehrlich, nachdem er als den einzig wissenschaft- 
lichen Begriff des Rechtes: »Regel menschlichen Handelns« 
definiert hat, behauptet, das ältere römische Staatsrecht sei ein Recht 
ohne Rechtsregel gewesen: »Was uns Mommsen unter diesem Titel 
gibt, ist... eine Beschreibung dessen, was die römischen Staatsor- 
gane während der Dauer des römischen Reiches tatsächlich getan 
haben. Mommsen gelangt wohl überall zu allgemeinen Rechtssätzen ; 
aber diese sind, mit verschwindenden Ausnahmen, ein Ergebnis seiner 
eigenen geistigen Arbeit, sie sind von ihm aus den Tatsachen abge- 
zogen, sie waren in Rom nie eine Regel für die Tatsachens (24). Oder: 
»Tacitus erzählt uns manches über die Rechts verhältnisse der 
alten Germanen, es genügt jedoch schon ein flüchtiger Blick auf 
seinen Bericht, um zu sehen, daß er keine Rechtssätze enthält, son- 
dern nur Angaben über das, was die Germanen geübt und gelassen 
haben« (25). Ja kann es denn für eine s»oziologische« Rechts- 
wissenschaft, der das Recht eine Regel tatsächlichen Verhaltens ist, 
ein anderes römisches Staatsrecht geben, als jenes, das schildert, was 
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die römischen Staatsorgane tatsächlich getan, ein anderes deutsches 
Recht als jenes, das erzählt, was die Germanen tatsächlich geübt 
haben? Besteht das Recht in etwas anderem als in diesen Regel- 
mäßigkeiten, in diesen Seinstegeln? Sind diese Regeln nicht gerade 
dasjenige, was Ehrlich später als »lebendes« Recht für den 
eigentlichen Gegenstand der Jurisprudenz bezeichnet? Und können 
diese Rechtsregeln anders als aus den Tatsachen sabgezogen« wer- 
den, sind denn diese soziologischen Rechtsregeln etwas anderes als 
irgendwelche biologischen oder meteorologischen Regeln, die ja auch 
nur aus der Wirklichkeit abstrahiert werden können? Aber Ehr- 
lich versteht vielleicht unter sRechtssatze eine Sollregel? 
Ja hat er aber nicht erklärt, jede Seinsregel sei zugleich eine Soll- 
regel? Als »Rechtssatz« bezeichnet Ehrlich in einer ganz willkür- 
lichen Terminologie: »Die feste, in Worte gefaßte Recht 
regel, die von einer über dem einzelnen stehenden Gewalt aus- 
gehend, diesem von außen auferlegt wird« (2). Er meint offenbar 
die heteronome Rechtsnorm (im Sollsinne). An anderer 
Stelle meint er wieder: »Der Rechtssatz ist die zufällige all- 
allgemein verbindliche Fassung einer Rechtsvor- 
schrift in einem Gesetze oder einem Rechts 
buches (29). Aber seit wann gehört zum Wesen des Rechtssatzes, 
daß er schriftlich niedergelegt sein muß? Solche Rechts- 
sätze hat es natürlich in ältester Zeit nicht gegeben, aus solchen 
Rechtssätzen allein besteht natürlich auch heute die Rechtsordnung 
nicht! Wenn aber Ehrlich unter »Rechtssatz« eine allgemein ver- 
bindliche Norm, also eine So 11 vorschrift versteht, dann ist aller- 
dings nicht zu begreifen, daß er das Recht wenigstens zum Teil 
aus solchen Rechtssätzen bestehen läßt. Ist das Recht also zum Teil 
Seinsregel, zum Teil Sollvorschrift? Das ist doch nicht möglich 
wenn es überhaupt einen einheitlichen Begriff des Rechtes geben 
soll! Es hat manchmal den Anschein, als ob er nur der Meinung wäre 
daß es ursprünglich keine »allgemeinen« Rechtssätze ge- 
geben habe (23, 24); nur die individuell verschiedenen »inneren« 
Ördnungen der einzelnen Verbände. Aber diese Ordnung müßte 
doch — wenn sie überhaupt eine »Ordnung« war — innerhalb des 
Verbandes allgemeingültige oder allgemeinwirkende Re- 
gel sein! Die Rechtssätze hatten eben einen beschränkteren Gel- 
tungsumfang. Erst im Laufe der Entwicklung erweitern sich die 
Rechtsgemeinschaften, die Rechtskreise. 

Indem Ehrlich den Begriff des Rechtssatzes im Sinne von Rechts- 
norm, Sollregel versteht, wendet er sich gegen die fehlerhafte An- 
schauung der Juristen, daß von Rechtsverhältnissen, Rechtsge- 
schäften usw. nur die Rede sein könne unter Voraussetzung von Rechts- 
normen oder Rechtssätzen. »Wenn die Juristen meinen, bevor ein 
verbindlicher Vertrag abgeschlossen, ein verbindliches Te- 
stament errichtet worden ist, müsse ein Rechtssatz vorhan- 
den gewesen sein, wonach Verträge oder Testamente 
verbindlich seien (man beachte hier die Bedeutung des 
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Rechtssatzbegriffes!). so setzen sie damit das Abstrakte vor das 
Konkrete“ (28). Sie begehen also nach Ehrlich einen logischen 
Fehler. »Der Staat war früher da als die Staatsverfassung, die Fa- 
milie ist älter als die Familienordnung, der Besitz ging dem Eigen- 
tum voraus, es gab Verträge bevor noch ein Vertragsrecht vorhan- 
den war, und selbst das Testament, wo es urwüchsig entstanden ist, 
reicht über das Testamentsrecht hinaus« (28). Es fällt wirklich schwer, 
eine so primitive Verwechslung von zeitlicher und logischer Rela- 
tion für möglich zu halten, wie sie hier tatsächlich vorliegt. Nie hat 
ein vernünftiger Mensch behauptet, daß Rechtsnormen zeitlich 
den Tatbeständen vorausgehen müssen, die durch die Rechtsnormen 
juristisch qua iziert sind! Nur logisch muß eine Rechtsnorm 
vorausgesetzt werden, wenn ein konkreter Tatbestand recht- 
liche Bedeutung haben soll. Oder glaubt Ehrlich wirklich, daß 
man irgend einem Seinsvorgang, etwa einer Willensäußerung dar- 
über, was nach dem Tode des Aeußernden mit gewissen Gegenstän- 
den zu geschehen habe, voraussetzungslos ansehen könne, 
daß sie bestimmte rechtliche Wirkung haben soll? Glaubt er 
ernstlich, daß die Qualitäten »Rechte und »Unrecht«, Pflicht und 
Berechtigungen den Seinsvorgängen so anhaften wie Farbe oder 
Wärme? Daß objektive Wert- oder Bedeutungsur- 
teile, wie solche die juristischen Urteile sind, durch eine bloße 
Betrachtung der Wirklichkeit möglich sind? Es ist schlechterdings 
sinnlos, zu sagen, es gäbe Verträge, »bevor« noch ein Vertrags- 
rechtssatz »vorhanden« war, wenn »Vertrag« eine reale Seinstat- 
sache in der Außenwelt ist und der Vertragsrechtssatz eine Norm, 
eine Betrachtungsvoraussetzung im Denken des diese Tatsache Be- 
urteilenden! Es ist sinnlos, zu behaupten, es gäbe »verbind- 
liches Verträge, d. h. es könne ein verbindlicher Vertrag vorge- 
stellt werden, ohne daß auch eine Norm vorausgesetzt wird, 
die an die Bedingung der geäußerten Willensübereinstimmung ge- 
wisse Pflichten knüpft, d. h. ein Sollen des ihren Willen Aeußern- 
den statuiert. Wenn Ehrlich mit überlegener Verachtung den Juristen 
zuruft, »daß sich nicht aus Rechtssätzen, sondern aus Beziehungen 
der Menschen Rechte ergeben, aus der Ehe, aus dem Vertrage, aus 
dem Testamente«, so muß ein derart vollständiges Mißverstehen der 
logischen Beziehung zwischen Rechtsnorm und Tatbestand bei einem 
Rechtslehrer einfach verblüffen. Warum in aller Welt ist jemand 
rechtlich verpflichtet, das zu leisten, was er einem an- 
dern zu leisten versprochen hat, d. h. warum soll er von Rechts 
wegen sich in bestimmter Weise verhalten? Nach dem Erkennt- 
nisgrund dieses Sollurteiles ist die Frage, nicht nach irgend einer 
zeitlich vorangehenden Ursache! Nur weil und nur inso- 
ferne das gegebene und angenommene Versprechen als Bedingung 
eines Sollens, einer Pflicht gedacht wird, ist es doch ein ver- 
bindlicher Vertrag. Und dieses Sollen läßt sich doch nicht 
als Seinstatsache wahrnehmen — wie der Vertragstatbestand —, 
noch auch aus Seinsurteilen erschließen! Nur wenn ich einen Satz 
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voraussetze, der aussagt, daß unter bestimmten Bedingungen 
bestimmte Personen sich in bestimmter Weise verhalten sollen, 
also unter Voraussetzung einer Norm, kann ich zu der Behaup- 
tung einer Pflicht und daher zu der Annahme eines verbind- 
lichen Vertrages kommen. Ist es möglich, daß solche Selbstver- 
ständlichkeiten noch gesagt werden müssen? Den Gipfelpunkt der 
Verwirrung bedeutet es aber, wenn Ehrlich der von ihm bekämpften 
Anschauung von dem Verhältnis des Rechtssatzes zu den rechtser- 
heblichen Tatbeständen schließlich mit Emphase entgegenhält: »Ge- 
sellschaftliche Erscheinungen können nicht dadurch erklärt werden. 
daß man sie juristisch konstruiert . . .« (28) Natürlich nicht, aber wann 
hätte sich die Jurisprudenz so gänzlich verirrt um mit der logi- 
schen Relation von Rechtssatz und Tatbestand »gesellschaftliche 
Erscheinungen« zu ser klärene? 

Wenn unter »Rechtssatz«, wie üblich, die allgemein verbind- 
liche Rechtsnorm zu verstehen ist, dann ist es logisch unmöglich. 
Rechtsverhältnisse ohne (logische) Voraussetzung solcher Rechts- 
sätze zu denken. Die Terminologie Ehrlichs weicht allerdings von 
der üblichen wesentlich ab. Der Begriff des Rechtssatzes, der in dem 
‚Ehrlichschen Werke eine so hervorragende Bedeutung hat, daß es sich 
beinahe wie eine Normentheorie ausnimmt — die wichtigsten Er- 
kenntnisse beziehen sich gerade auf diesen Begriff —, ist hier beispiel- 
los unklar und schwankend. Es wird betont: »Rechtsnorm ist mit 
Rechtssatz nicht zu verwechseln. Der Rechtssatz ist die zufällige (?) 
allgemein verbindliche Fassung einer Rechtsvorschrift in 
einem Gesetz- oder einem Rechtsbuche« (29). In Gesetz- und Rechts- 
büchern niedergelegte, also schriftlich fixierte Rechtsnormen, die 
gibt es natürlich erst in sehr vorgeschrittener Entwicklung. Hat dies 
aber irgend jemand bezweifelt? Sollte die große Entdeckung Ehrlichs, 
daß es in der Vorzeit keine Rechtssätze gibt, auf diese Triviali- 
tät hinauslaufen? Wir wollen es im Interesse des Ehrlichschen Wer- 
kes nicht annehmen. Unter Rechtssätzen kann man doch auch nicht 
die grammatischen Sätze eines Gesetzes oder Rechtsbuches verstehen. 
Ein solcher Begriff hätte doch überhaupt keine dogmatische Bedeutung! 
Wasist also_ein »Rechtssatz« im Ehrlichschen Sinne? »Eine Rechts- 
norme, die voneinem Rechtssatz unterschieden werden muß, »ist da- 
gegen der ins Handeln umgesetzte Rechtsbefehl, wie er in einem 
bestimmten, vielleicht ganz kleinem Verbande herrscht, 
auch ohne jede wörtliche Fassung« (30). Gut, eine Rechtsnorm ist ein 
»Rechtsbefehle; wodurch unterscheidet sich ein »Rechtsbefehl« von 
einer »Rechtsvorschrifte, als welche der Rechtssatz bezeichnet wird ? 
Der Rechtsbefehl muß ins »Handeln umgesetzt« sein, wenn er eine 
Rechtsnorm sein soll. Und wenn die Rechtsnorm nicht befolgt — 
das heißt doch wohl: ins Handeln umgesetzt ist —, hat sie da noch 
nicht den Charakter einer Rechtsnorm? Was heißt das: sohne wört- 
liche Fassunge? Muß sich nicht jeder Rechtsbefehl, jede Rechts- 
vorschrift in Worte fassen lassen? Wie sollten denn Rechtsvor- 
schriften oder Rechtsbefehle anders als in Worten vermittelt 
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werden? Daß sie deshalb nicht in Gesetz- oder Rechtsbüchern nieder- 
geschrieben sein müssen, ist selbstverständlich. Wenn Rechtssätze 
»wirklich wirksam geworden sind, ergeben sich aus den Rechtssätzen 
auch Rechtsnormen«. Man kann sich beim besten Willen darunter 
nichts vorstellen! »In jeder Gesellschaft gibt es weit mehr Rechts- 
normen als Rechtssätze, weil es immer weit mehr Recht für ein- 
zelne als für alle gleichartigen Verhältnisse gibt, und 
auch mehr Recht, als den zeitgenössischen Juristen, die es in 
Worte zu fassen suchen, zum Bewußtsein gekommen ist« (30). Ja, 
aber wie soll »Recht« für ein einzelnes Verhältnis möglich sein, 
wenn Recht eine Regel ist? Müssen nicht alle gleichartigen Ver- 
hältnisse innerhalb der Rechtsgemeinschaft in 
gleicher Weise bestimmt sein, damit von Recht die Rede sein 
kann? Was bedeutet nun die innere Ordnunge des Verbandes, die 
Ehrlich den allgemeinen Rechtssätzen entgegenstellt, an- 
deres, als daß bestimmte gleichartige Verhältnisse innerhalb des Ver- 
bandes in gleicher Weise bestimmt werden? Von dieser sinneren 
Ordnung«, die nicht aus Rechtssätzen besteht, die vor der Exi- 
stenz von Rechtssätzen Recht bedeutet, sagt doch Ehrlich u.a.: sie be- 
stimmt die Voraussetzungen und Folgen einer gültigen Ehes. Einer 
einzigen Ehe oder jeder Ehe, die im Verbande geschlossen wird? 
Liegt hier »Recht« für ein »einzelnes« Verhältnis oder »für alle gleich- 
artigen Verhältnissee vor? Sagt ja Ehrlich selbst an anderer 
Stelle (S. 96): »Eine vereinzelt in der Gesellschaft aufgekommene 
Tatsache ist keine gesellschaftliche Tatsache . . Erst... allge 
mein geworden kann sie sich als Bestandteil der gesellschaft- 
lichen Ordnung erweisen«. Es gibt mehr Rechtsnormen als 
Rechtssätze, sagt Ehrlich, weil es mehr Recht gibt, als den Juristen 
ins Bewußtsein gekommen, als von ihnen in Worte gefaßt ist! Was 
haben aber hier plötzlich die Juristen zu tun? Ist eine Rechtsvor- 
schrift kein Rechtssatz, wenn sie von einem Nicht- Juristen in Worte 
gefaßt wird? Kann es Recht geben, das niemandem zum Bewußt- 
sein gekommen, von niemandem in Worte gefaßt, richtiger: in Worte 
faßbar ist? Was soll man aber von dem ganzen, für das Ehrlich- 
sche Werk grundlegenden Unterschied zwischen Rechtssatz und 
Rechtsnorm halten, wenn er, der auf Seite 22 und 29 erklärt hat: 
Der Rechtssatz ist in Worte gefaßt, die Rechtsnorm nicht, 
auf $. 135 als Unterschied der Rechtsnorm gegenüber anderen 
Normen erklärt: »Andererseits ist die Rechtsnorm im Gegen- 
satz zu den anderen Normen stets in klaren, bestimm- 
ten Worten ausdrückbar. Sie gibt dadurch den Verbän- 
den, die auf der Rechtsnorm beruhen, ihre Festigkeit... Auch Nor- 
men der Sittlichkeit, der Sitte und des Anstandes werden oft zu 
Rechtsnormen, sobald sie aus ihrer Allgemeinheit heraustreten und 
in klare Worte gefaßt werdene! Und was soll man sich 
unter dem Ehrlichschen »Rechtssatze vorstellen, wenn er auf $. 39 
erklärt, er sei eine qualifizierte »Rechts-vorschrift« und in 
anderem Zusammenhang die verbindliche Rechtsordnung wenig- 
Archiv für Sosiahinsenschaft und Sosiapollik, 3» 3 s 
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stens zum Teil aus solchen »Rechtssätzen«, bestehen läßt, auf Seite 
138 aber den Begriff des Rechtssatzes mit dem des formellen 
Gesetzes identifiziert, sich selbst desavouiert und die herrschende 
Terminologie somit vollständig auf den Kopf stellt: »In die Form 
des Rechtssatzes, zumal in die Form des Gesetzes kann, der ver- 
schiedenste Inhalt gekleidet werden. Esgibt daher Rechtssätze ohne 
jeden normativen Inhalt, mit unverbindlichem Gesetzesinhalt, Gesetze 
im formellen Sinn.« Hier ist jede Kritik unmöglich geworden! Es 
ist beispiellos, wie Ehrlich mit diesen, für sein System grundlegen- 
den Begriffen herumspringt. Sagt er auf S. 30, die Rechtsnorm 
sei Recht für ein Einzelverhältnis (im Gegensatz zum Rechtssatz 
der »allgemeine oder für »gleichartige Verhältnisse« gelte). so de- 
finiert er schon auf der folgenden Seite »Normen« als sabstrakte« 
Befehle und Verbotene und behauptet, was geradezu unbegreiflich 
ist, zum Wesen der Norm gehöre, daß sie sich auf das Zusammen- 
leben der Menschen beziche«: darum seien die Sprach regeln, die 
Regeln des Geschmackes oder der Hygiene keine Normen! ). 


) Neben den Begriffen der »Rechtsnorme und des »Rechtssatzes- 
unterscheidet Ehrlich noch den der »Entscheidungsnorm« und bezeichnet es. 
als die erste und wichtigste Aufgabe der soziologischen Rechtswissenschaft (S. 33). 
ndie Bestandteile des Rechtes, die die Gesellschaft regeln, ordnen und bestimmen, 
von den bloßen Entscheidungsnormen zu sondern«. Leider muß ich mit 
Rücksicht auf den mir zur Verfügung stehenden Raum auf eine eingehendere 
‚Analyse jenes Teiles der Ehrlichschen Arbeit verzichten, der die Lösung dieser 
sersten und wichtigsten Aufgabe der soziologischen Rechtswissenschaft« bringt. 
Ein verwirrter Knäuel von Widersprüchen, deren gröbste ich hier nur anmer- 
kungsweise vorbringe. Die Entscheidungsnorm, nach der ein Rechtsstreit wegen 
einer Rechtsverletzung entschieden wird, steht nach Ehrlich im schärfsten Gegen- 
satz zu der in der Gesellschaft wirkenden lebendigen Rechts- 
regel, nach welcher die Menschen im allgemeinen tatsächlich handeln (S. 33) 
Dennoch ist die Entscheidungsnorm (5. 98) eine Regel, nach der die Gerichte 
— immerhin ein speziell für die Rechtssoziologie doch recht bedeutsamer Be- 
standteil der menschlichen Gesellschaft — nicht nur handeln sollen, sondern 
tatsächlich auch regelmäßig handeln! Bei Ehrlich macht also die soziologisch rele- 
'vante Regelmäßigkeit tatsächlich vor den Gerichten halt! Die von den Gerichten 
mit dem gewaltigsten Zwangsapparat angewendeten Regeln stellen nach 
lich keine lebendige Wirklichkeit dar! — Um den fundamentalen Gegen- 
satz zwischen »lebendiger« Rechtsregel und »bloßere Entscheidungsnorm zu 
illustrieren, führt Ehrlich an: »Wenn es in der Gegend Regel ist, daß der 
Mann über das Vermögen der Frau unbeschränkt verfügt, so wird eine vom Manne, 
über das Vermögen der Frau getroffene Verfügung als für sie verbindlich be- 
handelt (das ist die Entscheidungsnorm) unbekümmert darum, ob man es auch 
in dieser Familie so gehalten habe« (die lebendige R ec ht sregel!) ($. 300). 
Wie das in einer konkreten Familie im Widerspruch zu dem in der Gegend Regel- 
mäßigen »R ech t» sein kann, mag fraglich bleiben; daß aber die Entscheidungs- 
norm, d.h. nach Ehrlichs eigener Voraussetzung die in einem großen Kreise 
wirkende Regel oder (nach einem anderen Beispiele, dasjenige, swas im 
Lande allgemein üblich ists also keineswegs mehr die »bloße G e- 
Fichtsregelt), in einem Gogensatz zu den lebenden, die Gesellschaft 
faktisch ordnenden Regeln stehen soll, ist unbegreiflich! Ebenso unverständlich 
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Wenn man Ehrlich beim Wort nimmt und seine im Anfang als 
einzig »wissenschaftlichee bezeichnete Begriffsbestimmung des 
Rechtes als veine Regel menschlichen Handelns« »und als »Ordnung« 
akzeptiert, dann muß das Recht, d. h. jede Rechtsordnung ein In- 
begriff von Regeln sein. Auf Seite 68 begegnet man aber der Ver- 
sicherung: »das Recht besteht nicht aus Rechtssätzen, sondern es 
besteht in den Rechtseinrichtungen.« Nun könnte 
von einem gewissen Standpunkte aus das Recht aus Rechtssätzen, 
d. h. aus Rechtsregeln (im Soll-oder im Seinssinne) und zugleich in 
den Rechtseinrichtungen bestehen, soferne eben unter »Rechtsein- 
richtung« oder Rechtsinstitut nach herrschender Terminologie nichts 
anderes verstanden wird als eine Summe inhaltlich auf ein und 
denselben Zweck bezogener Rechtssätze. Als »Rechtseinrichtungene 
führt Ehrlich an: Staat, Kirche, Gemeinde, Familie, Eigentum, 
Erbe. Es bleibe dahingestellt, ob tatsächlich alle diese Begriffe in 


ist die Behauptung, daß die »bloßes Entscheidungsnorm, die als Gegensatz zur 
lebenden Rechtsregel charakterisiert wird, vom Richter sin jedem Rechtsstreite 
aus der inneren Ordnung der Verbändes, »den Tatsachen des Rechtes«, d. h. doch. 
der Rechtsordnung im Sinne der lebendigen Regeln des Handelns zu entnehmen 
sei, auf der jede Entscheidungsnorm sin erster Linie beruhts ($.98). Esist ein offen- 
kundiger Widerspruch zu dem oben Gesagten, wenn Ehrlich erklärt, die Ent- 
scheidungsnorm sei immer mehr und anderes als die innere Ordnung« ($. 90), 
denn das streitige Verhältnis, das durch die Entscheidungsnorm geschlichtet wird, 
sei nicht das friedliche; und es bedeutet die vollständige Umkehrung des Gegen- 
satzes, wenn Ehrlich ($. 102) erklärt, bei den Entscheidungsnormen werde 
micht eine lebende Ordnung, sondern ein Rechtsstreit um eine tote vor- 
ausgesetzt: denn jetzt hat er die verletzte Regel des Handelns (wegen der ein- 
zelnen Verletzung, die Ehrlich selbst in anderem Zusammenhange nur als zu ver- 
nachlässigende Ausnahme behandelt wissen will!) als tote Ordnung 
charakterisiert, obgleich er ursprünglich gerade diese Ordnung der Entschei- 
dungsnorm als lebendige Regel entgegensetzte! — Obgleich Ehrlich die Ent- 
scheidungsnorm — übrigens vollkommen unbegründet — der eigentlichen Rechts- 
regel gegenüber dadurch charakterisiert, daß er sie »schöpferisch«, d. h. durch. 
die freie Erfindung eines Einzelnen entstehen läßt — jede Rechtsnorm entsteht 
letzten Endes so —, erklärt er an anderer Stelle, sie sei »nicht nach Willkür und 
Gutdünken, sondern aus einem allgemeinen Grundsatz abzuleiten« ($. 98). Die 
‚Entscheidungsnorm ist bei Ehrlich bald die Norm, durch welche Art und 
‚Ausmaß der Unrechtsfolge oder der Schadenersatzpflicht bestimmt wird, bald er- 
ärt er, die Entscheidung, obein konkreter Tatbestand unter einen im 
Rechtssatze enthaltenen Begriff falle (z.B. ob ein Gegenstand »Zubehörs sei) 
erfolge auf Grund einer Entscheidungsnorm. Danach ist jede Begriffsbestim- 
mung eine Entscheidungsnorm, Hier spricht Ehrlich von »konkreten« im Gegen- 
satz zu vabstraktene Entscheidungsnormen. Dann stellt er als wichtige sozio- 
logische Erkenntnis die Behauptung auf, die meisten »Rechtssätzes entständen 
aus »Entscheidungsnormen«, die Entscheidungsnorm sei hier das »Konkretee, 
das dem »Abstrakten« des Rechtssatzes vorausgehe. Diese Proben dürften ge- 
nügen, um die Behauptung zu rechtfertigen, daß es schlechterdings unmöglich 
ist, sich von den Ehrlichschen Entscheidungsnormen, die in seiner »Grund- 
legung« eine große Rolle spielen, auch nur einigermaßen eine feste Vorstellung 
zu machen! 
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demselben Sinne unter die Kategorie des Rechtsinstitutes zu sub- 
sumieren sind. Eigentum, Familie, Vertrag, Erbe sind zweifellos 
Rechtseinrichtungen. Was stellt sich aber Ehrlich unter diesen 
»Rechtseinrichtungen« vor? Entweder sind dies physische oder psy- 
chische Tatsachen oder Vorgänge in der Außenwelt (vom Stand- 
punkte des Betrachters aus gesehen) oder aber es sind irgendwelche 
Bedeutungen, die solchen Tatsachen oder Vorgängen vom 
Betrachter auf Grund gewisser vorausgesetzter Normen beigelegt 
werden. 

Ehrlich sagt, indem er offenbar den normativen Rechtsbe:riff im 
‚Augehat, wohl durchaus zutreffend: »Recht und Rechtsverhältnisistein 
gedankliches Ding, das nicht in der greifbaren, sinn- 
lich wahrnehmbaren Wirklichkeit, sondern in den 
‚Köpfen der Menschen lebte (68). Nur daß eben die Wirklichkeit nicht 
bloß eine körperliche, d. h. mit äußeren Sinnen, sondern auch eine 
psychische, d. h. mit inneren Sinnen wahrnehmbare ist. Recht und 
Rechtsverhältnis sind aber offenbar auch nicht solche psychische 
Realitäten in der Außenwelt (vom Standpunkt des Betrachters). Sonst 
wäre ja Jurisprudenz ein Spezialgebiet der Psychologie. Die Be- 
hauptung: Dieser Tatbestand ist Unrecht, oder: Der A ist dazu ver- 
pflichtet, sagt doch weder eine körperliche noch auch eine seelische 
Tatsache inder Außenwelt (des Aussagenden) aus; sagt doch nicht, daß 
irgend ein bestimmter Seelenakt in der Außenwelt sich abspielt. 
Der A ist zu irgend etwas verpflichtet, aber er denkt nicht daran, 
noch fühlt er es oder will es gar! Es wird ja damit überhaupt kein 
Sein, weder ein körperliches noch ein seelisches Sein (in der Außen- 
welt) ausgesagt, sondern ein Sollen, d. h. es ist irgend ein geistiger 
oder körperlicher Tatbestand als Inhalt eines Sollens, einer vom 
Aussagenden als gültig vorausgesetzten Norm behauptet 
Das und nichts anderes bedeutet der Satz, daß das Recht nicht sinn- 
lich wahrnehmbar, daß es ein Gedankending sei. Wenn 
Ehrlich dann fortfährt: »Es gäbe kein Recht, wenn es keine Menschen 
gäbe, die sich mit der Vorstellung vom Rechte tragen würden« so 
ist auch dieses richtig, in dem Sinne eben, daß es überhaupt kein 
Denken gäbe, wenn nicht denkende Menschen wären: eine psycho- 
logische Tatsache, die allerdings für die Erkenntnis des Wesens des 
Rechtes nicht relevant ist. Wie voreinem Rätsel steht man aber, 
wenn Ehrlich im folgenden Satze das gerade Gegenteil dessen sagt 
was er soeben behauptet hatte. Er sagte gerade, das Recht sei eine 
Vorstellung, die nichts sinnlich Wahrnehmbares zum 
Inhalt habe. Und nun: »Aber wie sonst überall so sind auch hier 
unsere Vorstellungen aus einem Stoffe ge 
formt, den wir der greifbaren, sinnlich wahr- 
nehmbaren Wirklichkeit entnehmen« Was soll 
man dazu sagen? Und dann heißt es weiter: »Es liegen ihnen (unsern 
Vorstellungen) stets Tatsachen zugrunde, die wir beobachtet 
haben. Solche Tatsachen müssen vorhanden gewesen sein bevor 
im menschlichen Hirn überhaupt der Gedanke an Recht und Rechts- 
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verhältnis aufzudämmern begann«. Was soll das heißen: unseren 
Vorstellungen liegen Tatsachen »zu Grunde«? Es gibt Vorstellungen 
von Tatsachen und Vorstellungen diekeine Tatsachen zum Inhalt 
haben. Die Vorstellungen von Gut und Böse sind keine Tatsachen, 
die Handlung ist eine Tatsache, mit der die Vorstellung gut oder böse 
verbunden wird. Wäre das Recht eine Tatsache, oder der Begriff 
des Rechtes eine Abstraktion aus Tatsachen, dann wäre 
das Recht doch kein bloßes »Gedankending.« Dann wäre es doch 
sinnlich wahrnehmbar, beobachtbarl »Und auch in der 
Gegenwart müssen jedenfalls gewisse Tatsachen vorliegen bevor 
wir von einem Recht und Rechtsverhältnis reden können.« Das 
mag richtig sein, sofern Recht und Rechtsverhältnis von einer Tat- 
sache ausgesagt, d. h. eine Relation einer Tatsache zu einer Rechts- 
norm ausgesagt wird. Doch ist die Rechtsnorm auch an sich und ohne 
Beziehung zu einer konkreten Tatsache Recht. Niemals ist aber 
die Tatsache Recht oder Rechtsverhältnis, weil eben diese als 
Sein gegebene Tatsache an sich wertindifferent ist, bedeutungs- 
los sofern sie eben nicht auf eine Norm, d. h. einen objektiven 
Wert bezogen wird, genauer gesprochen: Sofern irgend ein Tat- 
bestand nicht in der Form des Seins, sondern in der des Sollens ge- 
dacht wird. Darum ist es nicht nur grundfalsch, sondern in direktem 
Widerspruch zu der einige Zeilen vorher akzeptierten, offenbar aber 
gänzlich unverstandenen Auffassung, wenn Ehrlich behauptet: 
shiere (nämlich in den Tatsachen —) ist also die Werkstätte des 
Rechtes zu suchen«. Und »die erste Frage der Rechtswissenschaft« 
so wie sie Ehrlich als Ergebnis dieser völlig verwirrten Argumentation 
formuliert: »weiche tatsächlichen Einrichtungen werden im Laufe 
der geschichtlichen Entwicklung zu Rechtsverhältnissen und durch 
welche gesellschaftlichen Vorgänge werden sie es?« Diese Frage 
ist in dieser Form überhaupt unbeantwortbar, weil sinnlos. Denn 
für eine auf die Tatsächlichkeit gerichtete Betrachtung 
gibt es eben immer nur Tatsachen, Wirklichkeiten und keine Werte. 
Aus einer Wirklichkeit kann für die Erkenntnis durch keine Ent- 
wicklung ein Wert werden, weil eben der Wert für eine andere 
Erkenntnisrichtung gegeben ist, als jene, die sich der Wirklichkeit 
zuwendet. Nicht eine Rechtswissenschaft, die über Recht und Un- 
recht, Pflicht und Berechtigung, also wertende Erkenntnisse zu 
befinden hat, sondern eine erklärende Sozialpsychologie, die es nur 
mit wahrnehmbaren Gegebenheiten der Wirklichkeit, mit Tatsachen 
zu tun hat, kann das Problem aufwerfen, wie gewisse Sollvorstel- 
lungen, Normen als reale psychische Tatsachen, entstanden sind, 
kann vielleicht — als ihren wichtigsten Gegenstand — die Frage 
aufwerfen, durch welche Ursachen es bewirkt wird, daß Menschen 
einer bestimmten Gruppe und Zeitperiode tatsächlich in bestimmter 
Weise werten, speziell auch rechtlich werten. Solche 
Soziologie hat esnicht mit dem Wert, sondern mitden Wertungen 
der Menschen zu tun, ist nicht wertende sondern werter- 
klärende Wissenschaft. Für sie ist insbesondere das Recht 
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nicht eine als gültig vorausgesetzte Norm, kein objektiver Wert, 
sondern ein tatsächlicher — an sich wertindifferenter — Vorgang. 
ein bestimmtes geistiges und körperliches Verhalten von Menschen. 
das in seiner Regelmäßigkeit zu erfassen ist. Ihr Gegenstand ist 
genau genommen gar nicht das Recht, sondern das Denken, Fühlen 
oder Wollen des Rechtes, das was die Menschen vom Rechte meinen 
und in dieser Meinung tun oder lassen. Solche Betrachtungsweise 
führt niemals zu dem Urteil: dies ist recht oder Unrecht, d. h. dies 
soll sein oder nicht sein, sondern immer nur zu den Urteilen: dies 
wird gedacht und getan, d. h.: dies ist oder war. Die Erkenntnisse 
solch soziologischer Betrachtung sind ebenso wertfrei, wie 
die der Biologie. Der Unterschied solcher Soziologie zur Rechts- 
wissenschaft (in normativem Sinne) ist der gleiche wie der einer 
Naturgeschichte der menschlichen Moralvorstellung zu einer dog- 
matischen Ethik, oder einer Religionsgeschichte zu einer Theologie. 
Die heillose Konfusion Ehrlichs kommt eben daher, daß er diese 
beiden Betrachtungsweisen nicht zu trennen weiß, daß er auf eine 
soziologische Seinserklärung explikativer Betrachtung hin- 
zielt, dabei aber immer wieder an dm normativen Rechts- 
begrift, an dem Standpunkt der wissenschaftlichen Wertung fest- 
hält. 





III. 

Als ein wichtiges Ergebnis seiner rechtssoziologischen Unter- 
suchung betrachtet Ehrlich die Erkenntnis der von ihm sogenannten 
„Tatsachen des Rechtese. Was ist darunter zu verstehen? Es sollen 
dies jene Tatsachen sein, »an welche der menschliche Geist die Regeln 
anknüpfte, als welche sich die Organisation der Menschengruppen 
zu Verbänden darstellt; jene Regeln sdie jedem Einzelnen im Verbande 
seine Stellung und seine Aufgaben zuweisen« (S. 68/69). Es ist nicht 
gleich verständlich, was darunter zu verstehen ist, daß eine Regel 
van eine Tatsache angeknüpft« wird. Es scheint, daß darunter nichts 
anderes verstanden werden kann als daß eine Regel sich auf eine 
Tatsache als den Gegenstand der Regelung bezieht. 
Die Tatsachen des Rechts sind also vielleicht die Gegenstände der 
rechtlichen Regelung. Als solche Tatsachen führt Ehrlich an: »die 
Uebung, die Herrschaft, der Besitz, die Willenserklärunge (69). 

Die »Uebung« soll nach Ehrlich etwas anderes eein als Gewohn- 
heitsrecht ; Uebung bedeutet hier: »wiees bisher gehalten wurde, soll in 
Zukunft die Norm abgeben«. Aber das Gewohnheitsrecht ist doch 
zweifellos eine solche »Uebung«! »Durch Uebung wird die Stellung 
des Hauptes, der Organe sowie der Angehörigen des Verbandes (die 
Ueber- und Unterordnung) und die Aufgaben des Einzelnen bestimmt.« 
Also müßte eigentlich die »Uebunge die einzige Tatsache des Rechts 
sein; denn einige Zeilen vorher hat Ehrlich als Tatsachen des Rechts 
jene Tatsachen bezeichnet, an welche die Regeln angeknüpft werden, 
»die jedem Einzelnen im Verbande seine Stellung und Aufgabe an- 
weisene (68). Auch könnte ja die »Uebunge nicht so wie der Besitz 
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oder der Vertrag oder ein Herrschaftsverhältnis als eine »Tatsache 
des Rechts« im Sinne eines Gegenstandes der Regelung aufgefaßt 
werden. Denn die »Uebung« ist ja die Regel selbst, ist ja nur 
ein anderes Wort dafür, daß eine Tatsache sich regelmäßig 
wiederholt. Der Besitz, Verträge, Herrschaftsverhältnisse stehen 
in Uebung, werden »geübte, d. h. wiederholen sich regelmäßig, sind 
Inhalt einer Regel, aber doch nicht die Uebung selbst. Wenn irgend- 
welche Herr schafts-oder Bee si t zverhältnisse, wenn irgendwelche 
Willenserklärungen aus rein faktischen Tatsachen zu Rechtstatsachen 
werden sollen, so können sie es doch offenbar nur durch Uebung; 
ganz im Ehrlichschen Sinne: »so wie es bisher gehalten wurde, soll 
in Zukunft die Norm abgeben«. Genauer gesprochen: das was regel- 
mäßig geübt wird, wird zum Inhalt einer Sollvorstellung, einer Norm, 
die fordert, daß es so sein solle. Und unter Voraus 
setzung einer solchen Norm werden jetzt die in der Norm be- 
stimmten Tatbestände rechtlich relevant, Tatsachen des Rechtes. 
Die Uebung ist der Weg, auf dem in diesem Sinne die Tatsachen zu 
Tatsachen des Rechtes werden. Die Uebung selbst aber ist keine 
Tatsache des Rechtes! 

Es scheint, daß Ehrlich unter »Uebung« die Ausübung ganz 
bestimmter Herrschaftsverhältnisse verstanden hat: die Ueber- und 
Unterordnung im Verbande, die Stellung der Verbandsorgane. Aber 
da handelt es sich doch offenbar um Herrschaft s verhältnisse 
und Willenserklärungen — also zwei andere Tatsachen des 
Rechts im E.schen Sinn — die wie alle andern durch Uebung zum 
Inhalt von Normen wurden! Es ist ein vergeblicher Versuch, sich 
aus dieser Begriffsverwirrung zu ziehen, wenn Ehrlich meint: »Von 
der in jedem organisierten Verbande vorhandenen Ueber- und Unter- 
ordnung, in der sich eben die innere Ordnung des Verbandes aus- 
drückt, sind die Herrschafts- und Unterwerfungsverhältnisse genau 
zu unterscheiden«. Ehrlich ist in der Neuschaffung von Begriffen 
und Distinktionen ärger als seine ärgsten Gegner! Eine Verbandsorgani- 
sation mit Ueber- und Unterordnung ist also keine »Herrschaftse 
organisation? Die Autoritätsverbände stellen keine Herrschafts- 
verhältnisse dar? Was ist also »Herrschafte zum Unterschied von 
Ueber- und Unterordnung? »Der Befehl infolge organisatorischer 
Ueberordnung ist etwas anderes als der Befehl kraft Herrschaft. 
Den ersten erteilt der Befehlende für den Verband, den zweiten 
für sich selbste (71). Gewiß, aber beide Befehle sind doch, soferne sie 
befolgt werden, für eine soziologische Betrachtung Herr- 
schaftsverhältnisse ? 

Ehrlich unterscheidet zwei Arten von Herrschaftsverhältnissen: 
»Solche, die sich aus dem Familienverbande ergeben — die Unter- 
werfung der Kinder unter die väterliche, der Frau unter die ehe- 
herrliche Gewalt — und Unterwerfungsverhältnisse rein gesell- 
schaftlichen Ursprungs, die Sklaverei und die Hörigkeit« (71). Aber ist 
denn die Familie nicht gesellschaftlichen Charakters 
und die -aus ihr sich ergebenden Herrschaftsverhältnisse nicht 
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auch rein gesellschaftlichene Ursprunges? Der Unter- 
schied liegt wohl in der Tatsache, daß gewisse Herrschafts- und 
‚Ausbeutungsverhältnisse, sofern sie zwischen Personen derselben 
Familie bestehen, durch Beziehungen geschlechtlicher Natur ge- 
mildert werden. Diese Tatsache: der Gegensatz wirtschaftlicher 
und geschlechtlicher Tendenzen wäre Gegenstand soziologischer — 
allerdings nicht gerade rechtssoziologischer Untersuchung. Daß 
‚gewisse tatsächlichen Herrschaftsverhältnisse auf dem Wege der Uebung 
im Bewußtsein der Menschen als gesollte erscheinen, d.h.: zum 
Inhalt von Normen werden, ist eine Selbstverständlichkeit. Un- 
richtig ist aber, wenn Ehrlich der herrschenden Auffassung die völlig 
unvollziehbare Vorstellung in die Schuhe schiebt, erst habe es Rechts- 
sätze gegeben, die gewisse Herrschaftsverhältnisse anbefohlen hätten, 
und dann erst hätten sich solche in Befolgung der Rechtssätze ge- 
bildet: »In der Tat wird auch allgemein angenommen, der Rechts- 
satz sei es, der die Frau dem Manne, die Kinder der väterlichen 
Gewalt, den Mündel dem Vormund, den Sklaven und den Hörigen 
seinem Herrn unterwerfe. Aber die Tatsache der Herrschaft und 
Unterwerfung war überall früher da als der Rechtssatz, der sie als 
Bestandteile der Rechtsordnung regelte« (71). Wiederum die pri- 
mitive Verwechslung von logischer Voraussetzung der Rechts- 
norm und zeitlichem Vorangehen einer Tatsache! Um das 
Verhältnis zwischen Vater und Kind, Herrn und Sklaven als Rech ts- 
verhältnis zu deuten, muß eine — irgendwie entstandene — Norm 
gedanklich vorausgesetzt werden von demjenigen, der solches Rechts- 
Werturteil abgibt. Das und nichtsanderes bedeutet: »Herrschafts- und 
Unterwerfungsverhältnisse . . . . auf Rechtsvorschriften zur ück- 
führene. Diese Auffassung der »herrschenden Lehre« ist durchaus 
vereinbar mit der selbstverständlich von niemanden bisher be- 
zweifelten Tatsache, daß es Herrschaftsverhältnisse gegeben habe, 
bevor sich im Bewußtsein der Menschen Normen über diese Herr- 
schaftsverhältnisse gebildet haben! 

Auch die soziologischen Erkenntnisse, die Ehrlich bezüglich 
des Besitzes als Tatsache des Rechts gewinnt, sind im Grunde 
niemals bezweifelte Selbstverständlichkeiten. Daß das Eigentum 
als Rechtsinstitut, d. h. die damit bezeichneten Rechtsnormen im 
Bewußtsein der Menschen später entstanden sind als die Tatsache 
der Herrschaft über eine Sache, m. a.W. daß derBesitz und 
nichtdas Eigentum das Ursprüngliche sei (6), 
hat wohl kein Rechts- und Wirtschaftshistoriker bezweifelt. Auch 
nicht, daß die Rechtsnormen, aus denen der römisch rechtliche Be- 
griff des Eigentums abstrahiert werden kann, nicht am Anfang der 
Weltentstehung und auch nicht am Anfang der Rechtsentwicklung 
fix und fertig ausdem Nichts entsprangen. Es ist auch nicht wahr, 
was Ehrlich behauptet: »Die Lehre von der ‚vollständigen Herr- 
schaft über dieSache‘ wird heute noch zumeist so vorgetragen, als 
ob damit der ganze Inhalt des Eigentums erschöpft wäre, als ob es 
kein Forstrecht und kein Wasserrecht, kein Bergrecht und kein Agrar- 








Eine Grundlegung der Rechtssoziologie. 859 


recht, keine Bau- und keine Gewerbeordnung gäbe« (81). Ob der 
römisch-rechtliche Begriff des Eigentums mit Rücksicht auf die 
verwaltungsrechtlichen Bestimmungen noch einen Sinn hat, ist aller- 
dings eine berechtigte Frage, nur eben keine soziologische, sondern 
eine der normativen Begriffsbildung. Und esist auch eine aus der Ehr- 
lichschen Darstellung selbst in keiner Weise begründbare Behauptung: 
»Ueberall wird also der Besitz zum Rechtsverhältnis 
durch seine Eingliederung in die Wirtschafts 
ordnunge; es wäre denn, daß die Wirtschaftsordnung zugleich 
eine Rechtsordnung wäre. Daß es wirtschaftliche 
Tatsachen sind, die zur Entstehung von Rechtsnormen über den 
Besitz führen, dürfte niemand ein Geheimnis sein. Aber nur unter 
Voraussetzung von solchen Rechtsnormen ist der Besitz ein Rechts- 
verhältnis. Nun wäre es gewiß ein interessantes Problem, die Ent- 
stehung solcher Rechtnormen durch historisches Material für eine kon- 
krete soziale Gemeinschaft aufzuzeigen. Allein davon findet sich 
bei Ehrlich keine Spur. 

Von der Willenserklärung und speziell vom Vertrage gibt 
Ehrlich ein durchaus als Konstruktion zu charakterisierendes 
und nicht im entferntesten durch Induktionsmaterial gestütztes 
’Entwicklungsschema. Für alle Gebiete der Erde, wo es in der Rechts- 
ordnung zu Normen über den Vertrag gekommen ist, soll sich die Ent- 
wicklung folgendermaßen abgespielt haben: »Man muß bei der Ent- 
wicklung der Vereinbarung zu einer Tatsache des Rechtes folgende 
Stufen unterscheiden: den Barvertrag, den Schuldvertrag. den 
Haftungsvertrag und den Kreditvertrag« (87). Eine solche Ent- 
wicklung ist möglich. Aber ob sie wirklich immer in der Weise vor 
sich gegangen ist, dafür gibt Ehrlich kein selbständiges Material. 
Er beruft sich auf die »Ergebnisse der vergleichenden Rechtswissen- 
schaft und Rechtsgeschichte« (89). Ueber das Verhältnis von Schuld 
und Haftung zum Vertrage — auf eine Kritik dieser nicht sehr glü 
lichen Begriffsbildung des deutschen Rechtes kann hier nicht nä 
eingegangen werden — sagt Ehrlich: »Die Schuld ist das Sollen 
des Schuldners, ist das was nach der Regel des Lebens als 
Inhalt einer Verpflichtung gilt. Die Haftung ist das Zugriffsrecht 
des Gläubigers, das ihm auch gegen den Willen des Schuldners Be- 
friedigung verschafft und die Vereinbarung wird aus einer bloßen 
Tatsache zu einer Tatsache des Rechtes, und damit zum Ver- 
trage, wenn aus dem Uebereinkommen auch nur eine Schuld 
und keine Haftungen entstehen« (84). Ehrlich betont, »daß es für 
das wirtschaftliche Leben vor allem auf die Schuld, nicht auf die 
Haftung ankomme, daß es in der großen Mehrzahl der Fälle 
fast gleichgültig ist, ob ein Vertrag klagbar ist, wenn nur nach 
der Regel des Handelns, die das Leben beherrscht, auf dessen 
Erfüllung gerechnet werden kann« (88). Und konstatiert schließlich: 
»Es ist daher notwendig, nicht bloß in der Geschichte, sondern auch 
im geltenden Rechte daran festzuhalten, daß es neben den Verein- 
barungen, die ganz außerhalb des Rechtes 
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stehen, Verträge gibt, die eine Schuld, aber keine Haftung, die 
nur eine Regel, nach der sich die Menschen im Leben richten, nicht 
aber eine Regel, nach der die Behörden vorgehen, bedeuten, und daß 
diese Verträge für das wirtschaftliche Leben ebenso 
wichtig sind, wie die klagbaren Verträge« (80)°). 

Allein demgegenüber muß die Frage aufgeworfen werden, wie 
sich eigentlich jene Verträge, «die ganz außerhalb des Rechtes 
Stehen« von jenen unterscheiden, die zwar eine Schuld aber keine 
Haftung bedeuten in dem Sinne, daß gegen ihre Verletzung keine 
spezifische Reaktion der Rechtsgemeinschaft (oder eine Reaktion 
jener spezifischen Gemeinschaft) einzutreten hat. Jede Verein- 
barung — auch die nichtrechtliche — sofern sie überhaupt als ver- 
bindlich vorausgesetzt wird, bedeutet eine Schuld, in dem Sinne, 
daß die vereinbarenden Parteien sich vereinbarungsgemäß verhalten 
sollen. Dieses Sollen kann ein moralisches oder ein Sollen der Sitte 
sein — je nachdem man eben eine Norm der Moral oder des Anstandes 
voraussetzt. Wann ist der Vertrag aber ein rechtlicher, das 
Sollen ein rechtliche, die Schuld eine rechtliche? Welches ist das 
Kriterium dafür, wenn nicht die Möglichkeit einer spezifischen Reaktion 
seitens der organisierten Rechtsgemeinschaft, die »Haftung« im 
Sinne der Ehrlichschen Terminologie, die Haftung und Klagbarkeit 
identifiziert? Daß nicht-klagbare, haftungslose Verträge für die 
Wirtschaft von größter Bedeutung sein mögen, wer bezweifelt dies? 
Aber sind Recht und Wirtschaft identisch? Sind nicht gewisse 
moralische Pflichten für die Gesellschaft wie für das Individuum 
von allergrößter Bedeutung, müssen sie darum Rechts pflichten 
sein? 

%) Zweifellos ist die von Ehrlich vertretene Auffassung, in der Entwicklung 
des deutschen Rechtes hätten die Verträge ursprünglich eine Schuld und keine 
Haftung begründet, durchaus mißverständlich. Amira hat (in 
seiner Rezension des Gierkeschen Werkes über »Schuld und Haftungs Zeitschr. 
für Rechtsgesch. XXXI. Bä., S. 486) mit allem Nachdruck darauf hingewiesen. 
daß es sich bei der Scheidung von Schuld und Haftung bloß sum einen 1o- 
gischen Unterschiede handk, daß es ein Irrtum sei, zu meinen, 
Schuld und Haftung seien erst im Laufe der Entwicklung vzusammengewachsen«. 
Una Schwerin sagt (Deutsche Rechtsgeschichte, $, 57, Ann. 6): »Es ist nicht 
anzunehmen, daß zu irgendeiner Zeit der Schuldner nicht auch in der Regel 
sollte gehaftet haben.« 

Wenn »Schuld« rechtliches Sollen bedeutet, dann kann von einer 
solchen nur dortdie Rede sein, wo gegen ihre Verletzung eine Reaktionsmöglichkeit 
seitens der Rechtsgemeinschaft gegeben ist, eine Exekution auch gegen den 
Willen des Schuldners gegen ihn geführt werden kann. Völlig irrig ist es aber, 
wenn Ehrlich die Haftung begründende Obligationen mit klagbaren ge 
radezu identifiziert und dabei von Rechtsverbindlichkeiten spricht, die keine 
Haftung degrnden! Jede Rechts verbindlichkeit ist und war auch im 
Deutschen Rechte klagbar und stand hier letzten Endes unter der Sanktion 
der Friedlosigkeit und Vermögenskonfiskation, d. h. für Forderungen, bei denen 
nicht ein besonderes Exekutionsobjekt (Pfand oder Bürge) gestellt wurde, haftet 
der Schuldner eben mit seiner ganzen Person und daher mit seinem ganzen 
Vermögen! 
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Nun Ehrlich bleibt die Antwort auf diese Frage nicht schuldig, 
was eigentlich das Wesen jener Normen oder Regeln sei, deren 
Erklärung den besonderen Gegenstand seiner Rechtssozio- 
logie bildet, die ja als eine besondere Disziplin sich von 
einer allgemeinen Gesellschaftslehre unterscheidet. Ehrlich an- 
erkennt die Notwendigkeit, den Gegenstand seiner neuen Wissen- 
schaft von dem einer Soziologie der Moral, der Sitte, der Kunst oder 
‚Religion abzugrenzen. Aber wie zieht er diese Grenze? Die Wichtigkeit 
der Frage und die Eigenart der Antwort, die Ehrlich auf sie gibt, 
rechtfertigen ein längeres Zitat: »So schwierig es aber auch ist, wissen 
schaitlich die Grenze zwischen der Rechtsnorm und anderen Arten 
der Norm zu ziehen, praktisch besteht diese Schwierigkeit nur selten .. . 
Die Frage nach dem Gegensatz der Rechtsnorm und der außer- 
rechtlichen Norm ist nicht eine Frage der Gesellschaftswissenschaft, 
sondern der gesellschaftlichen Psychologie.« Nun drängt sich einem 
hier schon der Einwand auf, ob denn die »gesellschaftliche Psycho- 
logie« keine Gesellschaftswissenschaft sei, und ob eine Frage, die 
nichts weniger als die Abgrenzung des Erkenntnisobjektesder Rechts- 
soziologie bezweckt, wirklich keine Frage der Gesellschaftswissen- 
schaft sein kann. Allein dieser Einwand wird entschieden zurück- 
gedrängt durch das Erstaunen, in das einen die nun folgende Lösung 
des Problems versetzt: »Die verschiedenen Arten von 
Normen lösen verschiedene Gefühlstöne aus und wir 
antworten auf Uebertretung verschiedener Normen nach ihrer Art 
mit verschiedenen Empfindungen. Man vergleiche das Gefühl der 
Empörung, das einem Rechtsbruch folgt, mit der Ent- 
rüstung gegenüber einer Verletzung des Sittengebotes, mit 
der Aergernis aus Anlaß einer Unanständigkeit, 
mit der Mißbilligung der Taktlosigkeit, mit der Lächer- 
lichkeit beim Verfchlen des guten Tones und schließlich 
mit der kritischen Ablehnung, die die Mode helden 
denen angedeihen lassen, die sich nicht auf ihrer Höhe befindene 
(S. 132). Unter den nicht spärlichen Versuchen das Wesen des Rechtes 
zu bestimmen, bedeutet dieser sicherlich den Gipfel der Kuriosität! 
Und es ist wirklich zu bedauern, daß die »herrschende Lehre« sich 
diese Theorie noch nicht angeeignet hat, denn dann wäre es gewiß 
ein Hochgenuß, den Spott der Ehrlichschen Kritik zu bewundern! 
So aber ist es Ehrlich vorbehalten geblieben, das Gefühl der 
»Empörung« von dem der »Entrüstunge zu unterscheiden, zwischen. 
dem »Gefühlston« der »Mißbilligung« und dem der »kritischen Ab- 
lehnungs, des (!) »Aergernise und der »Lächerlichkeit« zu differenzieren! 
Wahrlich, diese Psychologie eines die Wirklichkeit bebachtenden 
Soziologen reicht fast an die Orgien der psychologischen Jurisprudenz 
heran, die freilich nur mit »blutleeren Abstraktionen« arbeitet. Um 
ie Brauchbarkeit der Ehrlichschen Kriterien zu ermessen, muß 
man sich nur etwa die Rechtsnorm, den Mietzins antizipando zu zahlen 
oder 6% Zinsen bei Handelsgeschäften zu entrichten, beides doch 
durchaus Regeln des Lebens und nicht bloße Entscheidungs- 


862 Hans Kelsen, 


normen (die freilich auch Rechtsnormen sind) und etwa die Moral- 
norm der Barmherzigkeit, oder die der Wahrhaftigkeit vorstellen. 
Wie ließe sich das Gefühl der »Empörunge bei Verletzung der ersteren, 
mit dem der »Entrüstung« bei der Verletzung der letzteren verwechseln ! 
Oder ist es vielleicht »Entrüstung«, die eine Rechtsverletzung be- 
gleitet und »Empörunge, die eine Unsittlichkeit auslöst? Aber viel- 
leicht sind es viele, die sich schon über eine Taktlosigkeit sempören« 
und dabei sagen, daß sie sentrüstet«seien und sehr viele, die eine Rechts- 
widrigkeit nur »mißbilligen«. An eueren Gefühlstönen sollt ihr sie er- 
kennen, die Normen nämlich ; aber schon viele haben sich, scheint es, 
»lächerlich« gemacht und dabei wahrhaftig gegen andere Normen 
als die des guten Tones verstoßen! Es ist ein zu billiges Vergnügen, 
die Ehrlichschen Kriterien der sozialen Normkategorien zu prüfen. 
Zumal sie ja Ehrlich selbst nicht ganz befriedigt zu haben scheinen. 
Denn er hat das Bedürfnis, speziell die Rechtsnormen noch in anderer 
Weise zu charakterisieren, als durch das Gefühl der »Empörung«, 
das ihre Verletzung auslöst. So sagt er, scheinbar seine Gefühls- 
theorie erklärend,, in Wahrheit aber ein ganz anderes Kriterium 
heranziehend, »der Rechtsnorm ist eigentümlich das Gefühl, für 
das schon die gemeinrechtlichen Juristen den so bezeichnenden 
Namen opinio necessitatis gefunden haben. Danach muß man 
die Rechtsnorm erkennen« (132). Nun ist die opinio necessitatis bei 
einer Uebung etwas anderes als das Gefühl der Empörung bei der 
Normverletzung. Aber abgesehen davon, wie soll das ein Unterschied 
zwischen Recht und Moral sein? Trägt nicht auch das Moralge- 
setz den Charakter der Notwendigkeit? Ist nicht die sittliche necessitas 
zumindest eine solche wie die rechtliche ? 

Kaum ernst zu nehmen ist, wenn Ehrlich des weiteren behauptet: 
»Die Rechtsnorm regelt wenigstens nach der Empfindung der Gruppe, 
von der sie ausgeht, eine Sache von großer Wichtigkeit, von grund- 
legender Bedeutung... . . . Nur Gegenstände von minderer Wich- 
tigkeit werden anderen gesellschaftlichen Normen überlassen« (134). 
Enthalten die moralischen und religiösen Normen 
wirklich Gegenstände von minderer Wichtigkeit als die Normen über 
das Darlehen oder das Pachtverhältnis? Ein Tappen nach einem 
Kriterium ganz anderer Art ist der schon erwähnte Versuch, die 
Rechtsnormen von den andern Normen dadurch zu scheiden, daß 
die erstern als »stets in klaren bestimmten Worten ausdrückbar, 
als in klare Worte gefaßt« bezeichnet werden (135). Nur vergißt 
Ehrlich hier ganz, daß er einige Kapitel früher die Rechtsnorm ge- 
rade durch den Mangel dieses klaren In-Worte-gefaßt-Seins charak- 
terisiert und diese Eigenschaft nur den für die Rechtssoziologie neben- 
sächlichen »Rechtssätzen« zugesprochen hat! Und es bedeutet schließ- 
lich wiederum die Akzeptierung eines ganz neuen Kriteriums, wenn 
Ehrlich am Ende erklärt: »Rechtsnormen sind die aus den Tatsachen 
des Rechts fließenden Normen« (136). Aber was soll diese Bestimmung 
bedeuten? Sind doch die »Tatsachen des Rechtes« nichts anderes 
als alle nur irgend möglichen Gegenstände der rechtlichen, aber nicht 
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nur dieser, sondern jeder sozialen Regelung! Herrschaftsverhältnis, 
Besitz, Willenserklärung! Aber selbst diese Bedeutung wird noch 
abgeschwächt durch den Zusatz Ehrlichs, daß sich Rechtsnormen 
auch aus »Rechtssätzen des staatlichen und Juristenrechtes ergeben« 
können. Daß sich nur bei diesen Normen opinio necessitatis findet, 
wie Ehrlich hier meint, ist wohl kaum zuakzeptieren! Und was nützte 
selbst diese Annahme! Ehrlich versichert, daß nicht alle Normen, 
die aus den Tatsachen des Rechtes oder aus Rechtssätzen entstehen, 
Rechtsnormen seien! Aber nur bei ihnen finde sich opinio necessi- 
tatis. Bei allen, oder nur bei welchen von ihnen? Es ist zwar nicht 
einzusehen, warum Tatsachen, aus denen neben Rechtsnormen auch 
»Normen, die dem Rechte nicht angehören«, Moralnormen, Normen 
der Sitte und Religion usw. »fließen« können, gerade Tatsachen »d e s 
Rechtes« heißen, aber sei's drum. Schließlich endet Ehrlich 
ja doch bei dem naiven Bekenntnis: »Eine positive Abgrenzung der 
Rechtsnorm von anderen Normen ist daher durch diese Kennzeichen 
nicht gegeben! Dies würde wohl vor allem eine eingehende 
Untersuchung der Natur der Normen nichtrechtlicher Art vor- 
aussetzen« (136). Und eine Soziologie des Rechtes, eine Gr un.d- 
legung dieser Soziologie des Rechtes sollte möglich sein ohne 
diese Voraussetzung? Ist da der längst verhaltene Zweifel noch 
zurückzuhalten, ob denn die allgemeinen Sätze, die das Ergebnis 
der Ehrlichschen Untersuchung sind, sich wirklich auf das Recht 
als ein irgendwie abgegrenztes Objekt oder ob sie sich nicht im all- 
gemeinen auf Regeln sozialen Verhaltens beziehen, in eben dieser 
Allgemeinheit aber ziemlich nichtssagende Konstruktionen und allge- 
meine Platitüden sind? 





W 

Ein besonders charakteristischer Zug der Ehrlichschen Rechts- 
soziologie ist die scharfe Scheidung von Recht und Staat. Mit dem 
größten Nachdruck hebt Ehrlich immer wieder als einen der schwersten 
Irrtiimer der heutigen Jurisprudenz hervor, daß sie das Recht auf 
den Staat zurückführe, daß sie nur staatliches Recht an- 
erkenne, während doch das außerstaatliche oder gesellschaftliche 
Recht den weitaus größeren und wichtigeren Bestandteil der Rechts- 
ordnung bildee (S. gff. 49 ff. zro ff. 295 ff.). Was Ehrlich eigent- 
lich unter »staatlicheme Rechte versteht, ist nicht leicht festzu- 
stellen. Es wird bald als das »vom Staate geschaffene« Recht (S. 8) 
bezeichnet, bald mit dem »Gesetz«, mit dem »vom Staat als Gesetz 
verkündeten Recht« ($. ı1) identifiziert; bald wieder unter staat- 
lichem Recht die Regeln für das Verhalten der Gerichte und andere 
staatlichen Behörden (im Gegensatz zu den Regeln allgemeinen 
menschlichen Handelns) verstanden (S. 15). Dann scheint es wieder, 
als ob staatliches Recht der Inbegriff derstaatlichen zwangandrohenden 
Normen wäre (57). Zwar werden auf S. 9 ff. staatliches Recht 
und Gesetz identifiziert, indem der Vorwurf: »Die heutige 
Jurisprudenz kennt nur staatliches Recht« 
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auch mit den Worten ausgedrückt wird: »Wo wird dieses 
außerstaatliche Recht erforscht? wo wird es dar- 
gestellt? Wo wird es gelehrt? Es ist gewiß nicht allzu gewagt, wenn 
hier behauptet wird, Forschung, Literatur und Unterricht kennen 
heutzutage auf dem euröpäischen Festlande kein anderes 
Recht als das Gesetz« (9); doch $. ızo wird behauptet: 
»Staatliches Recht ist genau vom Gesetz zu unterscheiden. Staat- 
liches Recht geht nicht der Form, sondern dem Inhalte nach vom 
Staate aus. Es ist ein Recht, das nur durch den Staat entstanden 
ist und ohne Staat nicht bestehen könnte. Es ist dabei gleichgültig 
in welcher Form es besteht.« S. 115 wird das Wesen des staatlichen 
Rechtes charakterisiert als staatlicher Befehl san die Gerichte und 
die sonstigen Behörden, wie sie vorgehen sollen«. S. 296 wird 
aber differenziert. Für das staatliche Recht werden zwei Haupt- 
typen genannt: »Für den Staat gibt es zwei Wege, um durch 
sein Recht zu wirken, der eine ist durch Entscheidungs 
normen. Der Staat schreibt seinen Gerichten und anderen Behörden 
vor, wie sie Angelegenheiten, die ihnen von den Beteiligten zur Ent- 
scheidung vorgelegt werden, entscheiden sollen. Die Mehrzahl der 
Entscheidungsnormen sind allerdings dem Juristenrechte entnommen 
staatliches Recht sind sie nur dann, wenn sie unab 
hängig vom Juristenrechte entstanden un 
staatliche Zwecke zu fördern bestimmt sind. Die 
andere Art des staatlichen Rechts sind die Eingriffsnormen: 
sie weisen die Behörden an einzugreifen, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie angerufen sind«. Es wird nicht leicht fallen, festzustellen, 
was an dem in Form des Gesetzes niedergelegten Rechte gesel- 
schaftliches und was staatliches Recht ist, was Rechtssatz 
‚gewordenes Juristenrecht, was Entscheidungsnorm und was Rechts- 
norm im eigentlichen Sinn von allgemeiner Regel des Handelns ist 
Das alles steckt ofienbar im Gesetzesrecht drinnen. Jedenfalls ist 
dieser zuletzt entwickelte Begriff des staatlichen Rechtes ein ganz 
anderer und zwar ein viel engerer als jener, der in dem zu Begin 
der Ehrlichschen Arbeit erhobenen Vorwurf liegt, daß sich die heutige 
Jurisprudenz nur mit »staatlichem Rechte, weil nur mit dem +Ge- 
setze« befasse. Ob die Scheidung des auf dem Wege der Gesetzgebung 
entstandenen Rechtes in staatliches und nicht-staatliches durch“ 
führbar ist, muß ernstlich bezweifelt werden. Soweit die Ausfüh- 
rungen Ehrlichs verständlich sind, ist »staatliches Recht« nur in dem 
Maße halbwegs abgrenzbar, als darunter »Staatsrecht«, nämlich 
Staats- und Verwaltungsrecht zu verstehen ist. 

Das Auftreten des staatlichen Rechtes neben 
dem bisher nur gesellschaftlichen charakterisiert Ehrlich folgender- 
maßen: »Noch viel später als staatliche Rechtspflege tritt staat 
liches Recht in die Geschichte ein. Zunächst erzeugt der 
Staat selbstverständlich seine eigene Ordnung, das Staatsrecht 
und wenn er Behörden schafft, von was immer für einer Art, so schreibt 
er ihnen ihre Zuständigkeit, ihre Geschäftsordnung, zuweilen auch 


Eine Grundlegung der Rechtssoziologie. 865 


das Verfahren vor.« Nun muß es höchst rätselhaft erscheinen, wie 
eine staatliche Rechtspflege möglich sein soll, bevor es eine staatliche 
Ordnung gibt. Aber was ist dieses Rätsel, neben der geheimnisvollen 
Vorstellung eines Staates, der seine eigene Ordnung schafft! Da 
doch in dem »Staate kaum etwas anderes als eine bestimmte Ordnung 
verstanden werden kann, so liegt einfach das Problem vor: wie eine 
Ordnung sich selber schafft. Wie dem aber auch sei, das eine scheint 
doch aus diesen Aeußerungen Ehrlichs hervorzugehen: Daß staat- 
liches Rechts vor allem (historisch zumindest) in erster Linie 
Staatsrecht sei: das vom Staate geschaffene Recht. Allein diese 
auf $. 175 klar und unzweideutig ausgesprochene Auffassung Ehr- 
ichs widerspricht leider Ehrlich selbst. Auf S. 304 sagt er nämlich: 
»Wenn der Staat sich selbst oder seinen Behörden die Stellung und 
die Aufgabe vorschreibt, so ist das allerdings nicht 
staatliches Recht im eigentlichen Sinn des Wortes, sondern 
ein Recht des Staates. Der Staat gibt sich und seinen Behörden 
damit die Ordnung, wie sich jeder andere gesellschaftliche Verband 
eine Ordnung geben muß.« Was demnach eigentlich staatliches 
Recht sein soll, muß Geheimnis bleiben. In demselben Kapitel, 
es ist : »Das staatliche Rechte betitelt, untersucht Ehrlich die Wir- 
kungen des staatlichen Rechtes und insbesondere der »staat- 
lichen Entscheidungsnormen« und hier identifiziert er einfach »g e- 
setzliches« Recht mit staatlichem Recht, obgleich er einige 
Zeilen vorher (S. 296) erklärt, daß die Mehrzahl der im Gesetzbuch 
niedergelegten »Entscheidungsnormen« Juristenrecht,nicht 
Staatliches Recht seien. Ehrlich sagt nun ($. 297): »Die 
Wirkung der staatlichen Entscheidungsnormen wird im allgemeinen 
sehr überschätzt .... . Ich habe vor mehreren Jahren eine Um- 
frage vorgenommen, die sich darauf bezogen hat, wieviel aus dem 
seit nunmehr hundert Jahren geltenden österreichischen 
bürgerlichen Gesetzbuch wirklich ins Leben gedrungen 
ist.« Ist das bürgerl. Gesetzbuch staatliches Recht ? 

Sofern Ehrlich aie Unabhängigkeit von Recht und Staat gegen- 
über der Anschauung vertritt, daß der Staat das Recht erzeuge, 
ist ihm beizustimmen. Allein nur von einer Erkenntnis aus, der 
Ehrlich freilich ganz ferne steht: daß nämlich der Staat über- 
haupt nicht imstande sei, Recht zu erzeugen, daß die Vorstellung 
eines das Recht erzeugenden Staates unvollziehbar sei. Auf den 
‚Nachweis dieser Behauptung kann und braucht hier nicht eingegangen 
zu werden. Gegen Ehrlich muß nur betont werden, daß mit der 
Möglichkeit irgendwelchen staatlichen Rechtes von 
einem juristisch-normativen Standpunkt aus die Konsequenz un- 
vermeidlich ist, staatliches Recht als die einzige oder doch oberste 
Ordnung gelten zu lassen. 

Die sozialen Einheiten. die Ehrlich dem Staate vorangehen 
läßt, bezeichnet er als »Stamm, »Sippe«, »Hausgemeinschaft« (S. rız), 
»Familie«, »Dorfs. Er spricht von »Dorfgerichten«, »Familienge- 
richten« und wird wohl auch Gerichte. der Sippe und des Stammes 
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nicht für ausgeschlossen halten. Er setzt also diese Gemeinschaften 
als Rechtsgemeinschaften voraus, von denen Rechtsnormen 
zur Anwendung kommen. Er vertritt allerdings, gestützt auf die 
Autorität Gierkes, die Meinung, daß nicht nur die von der Rechts- 
gemeinschaft resp. deren Organen angewendeten Normen als Rechts- 
normen zu gelten zu haben. Rechtspflichten seien auch jene Pflichten, 
zu deren Schutz keine »höhere Verbandsgewalt« befugt war einzu- 
greifen (128). Allein wodurch unterscheiden sich diese Pflichten von 
allen Pflichten der Sitte, der Moral? Wenn das Recht Verbands- 
nmorm, Organisationsregel ist, wie kommt in diesen Verhält- 
nissen der Verband, die höhere soziale Einheit, die Organisation 
zum Ausdruck? In der Moral und Sitte wird doch die Gemeinschaft 
als überindividuelle Einheit gar nicht existent! »Die Vorstellung, daß 
das, was vom Herren dem Untergebenen zu gewähren ist, im Rech ts- 
sinne geschuldet wird. istallem germanischen Ver bands- 
recht immanent. Erzwingbare Pflichten entwickeln sich daraus nur, 
wenn und soweit eine höhereVerbandsgewalt befugt wurde, zum Schutze 
der Rechte der Verbandsangehörigen einzugreifen« (128). Allein wie 
kann man von einem «Verbandsrechte reden, wenn dasRecht keine 
Beziehung zum Verband als solchen hat? 

Nichts anderes al die Rechtsgemeinschaft ist sei- 
nem innersten Wesen nach der Staat, die höchste, oberste Rech 
gemeinschaft, jene soziale Einheit, die in einer Rechtsordnung ge- 
dacht wird: die Rechtsorganisation. Nun wird man gewiß ein- 
wenden, es sei doch unmöglich, den Stamm, die Sippe als Staat 
zu denken, wo diese Gruppen doch Bestandteile höherer 
sozialer Einheiten, vielleicht sogar des Staates selbst seien. Gesetzt, 
eine als Rechtsgemeinschaft organisierte Sippe oder sonstige Gruppe 
niederer Ordnung sei mit andern zu einer höhern Einheit verbunden. 
Allein worin besteht diese Verbindung? Welcher Art ist diese Or- 
ganisation, durch welche mehrere Untergruppen zu einer 
höhern Einheit verbunden werden? Diese Ordnung ist doch selbst 
wieder nur eine Rechtsordnung, die Pflichten der Einzelnen 
statuiert; eine Rechtsordnung, die von bestimmten Organen — 
den Organen der höheren Gemeinschaft — angewendet wird, und 
in die sich die Rechtsordnungen der Unterverbände wider- 
spruchslos einfügen müssen. Soll die alle Unterverbände zu- 
sammenfassende höhere Gemeinschaft wirklich eine soziale Ein 
heit sein, d.h. als Einheit gedacht werden können, dann müssen 
die Organe der Unterverbände denen des Oberverbandes irgendwie 
subordiniert gedacht werden, dann müssen die im einzelnen dif- 
ferierenden Rechtsordnungen dieser Teilverbände nur innerhalb 
jener Schranken als gültig und differenzierbar vorgestellt werden, 
die ihnen durch die Organisation der höheren, sie alle zu einer Einheit 
zusammenfassenden Gemeinschaft gezogen sind. Eine andere als 
diese normative Konstruktion der sozialen Einheiten ist 
aber nicht möglich. So werden in der gedanklichen Konstruktion 
— in der allein die ideelle Einheit der sozialen Gruppen gegeben 
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ist — die Untergruppen zu Organen der obersten Gemeinschaft, 
und es bilden die innerhalb lokaler und sachlicher Schranken immerhin 
stark voneinander abweichenden Rechtsordnungen der einzelnen 
Untergruppen dennoch zusammen mit der Organisation der oberen 
Gemeinschaft ein einheitliches System von Normen, eine einheitliche 
Rechtsordnung. Diese letzte über den Einzelgruppen sich auf- 
bauende Gemeinschaft ist als Rechtsgemeinschaft: der Staat. 
Was anderes sollte denn der Staat sein ? 

Ehrlich meint, der Staat sei keine Rechtsgemeinschaft; »seinem 
Ursprunge nach ist der Staat ein militärischer Verband, 
der zum Rechtsleben nur in sehr loser Beziehung steht; und ein ganz 
überwiegend militärischer Verband ist er, abgesehen von 
einigen modernen Staatenbildungeninden früheren 
und gegenwärtigen englischen Kolonien in Nordamerika und anderen 
Weltteilen, seinem Wesen nach bis in die Gegenwart gebliebene (117). 
Schon aus diesen Worten sieht man deutlich, daß es Ehrlich 
bei der Frage nach dem Wesen des Staates offenbar auf etwas ganz 
anderes ankommt, als auf jenen Begriff des Staates, dessen 
Relation zum Begriff des Rechtes in dem Problem Staat — Recht in 
Diskussion steht. Ehrlich sagt, der Staat sei ein militärischer Ver- 
band und gibt im gleichen Atem zu, es gäbe Staaten, die 
keine solchen Verbände wären. Ganz abgeschen aber von den 
Ausnahmen, die Ehrlich selbst macht, ist z. B. ein neutralisierter 
Staat, der im Vertrauen auf internationale Verträge keinerlei 
militärische Organisation aufzuweisen hat, keine Heere, keine 
Festungen, etwa kein Staat? Würden die heutigen Staaten, wenn 
die Friedensidee siegte, aufhören Staaten zusein? Die militärischen 
Zwecke mögen die meisten der historisch bekannten Staaten charak- 
terisieren, aber darum istder Begriff des Staates doch nicht als 
militärische Organisation zu bestimmen. Ebensowenig wie der Be- 
griff des Staates als »Ausbeutungsorganisation« bestimmt ist, 
wenn auch die meisten historisch bekannten Staaten Ausbeuter- 
organisationen waren. Im Begriff des Staates müssen nicht 
nur einige oder die meisten historisch bekannten als »Staat« be- 
zeichneten Gebilde sondern jeder mögliche oder denkbare Staat 
Platz finden. Es ist von vornherein ein verfehltes Beginnen, so wie 
Ehrlich und manche andere versuchen, den Staat materiell 
nach seinem Inhalt, nach den Zwecken bestimmen zu wollen, die 
in der Form des Staates verfolgt wurden. Denn der Staat ist eine 
Form sozialer Einheit, nicht ein Inhalt! Ehrlich meint: »Das früheste 
Gebilde, das noch historisch mit dem heutigen Staate irgendwie zusam- 
menhängt, ist das Bündnis des kriegerischen Adels mehrerer sprach- 
verwandten Stämme, die sich, gefolgt von den übrigen Freien, nicht 
bloß vorübergehend für den einzelnen Fall, sondern dauernd einen 
Führer im Kriege geben« (11). Allein es ist nicht einzusehen, warum 
zwar nicht der als Rechtsgemeinschaftorganisierte Stamm, 
dagegen aber der. sverbündete Adele mehrerer Stämme Staat sein 
soll, zumal Ehrlich diesen »Staat« als eine Art Erpresserbande charak- 
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terisiert: »Der Staat, soll vor allem dem König, dem ständigen 
Heerführer und seinem Gefolge die erforderlichen materiellen Hilfs- 
mittel beistellen. Das geschieht zuerst durch ein sehr dringliches 
Abfordern von Geschenken, steigert sich später zumal im Oriente, 
zu förmlichen Erpressungen» (11). Einen Staat sollen also 
mehrere Stämme bilden, weil und sofern eine »Gruppe von Adeligen« 
das Volk dieser Stämme erpresserisch ausbeutet? Darin soll die so- 
ziale Einheit »Staat« gegeben sein? Von einem Staat — sofern darunter 
eine soziale Einheit verstanden werden soll — kann doch nur im 
Falle einer Organisation die Rede sein, die willkürlichen und 
regellosen Brandschatzungen einer Räuberbande, als welche sich 
die »Erpressungen« des »kriegerischen Adels mehrerer sprachver- 
wandter Stämme« darstellt, sind doch noch keine staatliche Ordnung. 
Liegt aber eine militärische Organisation vor, d. h. sind 
Normen vorauszusetzen, nach denen die Leistungspilichten 
der Einzelnen statuiert sind, dann ist ein Staat gegeben, nicht 
wegen des besonderen Inhaltes dieser Normen, sondern weil 
eine Ordnung gegeben ist, die ihrer Natur nach eine Rechts- 
ordnung sein muß. Wenn Ehrlich hervorhebt: Die Rechtsgeschichte 
lehre, daß die Gesetzgebung dem Staate nicht von Anfang 
an zustehe (112), so ist das vollkommen richtig! Welcher normale 
Jurist weiß nicht, daß die Rechtserzeugung durch lange Perioden 
hindurch auf dem Wege der »Gewohnheit« vor sich gegangen ist? 
Allein Ehrlich operiert mit einem ganz willkürlichen Staatsbegriff, 
wenn er behauptet, auch die Rechtspflege, die Rechtsanwendung sei 
ursprünglich in keinem Zusammenhange mit dem Staate. Dies ist 
unmöglich, wenn man unter »Staat« die oberste Rechtsgemeinschaft, 
die Rechtsorganisation versteht. Und von diesem Standpunkte 
aus ist es durchaus willkürlich, den kleineren selbständigen Rechts- 
gemeinschaften, die man als die ursprünglicheren vermutet, 
— historische Belege für die Urgeschichte des Rechtes und Staates 
fehlen noch — den Charakter von Staaten abzusprechen, und erst 
den Verbänden zuzuerkennen, die durch das Zusammenfließen mehrerer 
solcher Gruppen entstehen. Daß aber bei einer Rechtsorgani- 
sation der großen Gesamtgemeinschaft die Rechtsordnungen 
der ursprünglich selbständigen Gruppen ihre individuelle, lokale 
Besonderheit nur innerhalb der Schranken der ersteren beibehalten 
können, d. h.: mit der Rechtsorganisation der Gesamtgemeinschaft 
eine Einheit bilden müssen, somit die Rechtsorgane der Teilgruppen 
als Organe der Gesamtheit gedacht werden können, das ist nur die 
Konsequenz der Tatsache, daß die ursprünglich selbständigen Gruppen 
untereinander zu einer höheren Einheit verschmolzen sind. 

Es ist wieder eine ganz andere als die juristische Betrachtungs- 
weise und ein anderer als der übliche Staatsbegriff, wenn Ehrlich 
ausführt, staatliche Gerichte und damit staatliche Rechts- 
anwendung gäbe es erst insofern, als solche der »Befchlsgewalt des 
Heerführers« entspringen. Nur die vom Heerführer oder dessen 
Organen ausgeübte Rechtspflege sei staatlichen Charakters. 
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Allein die Art der Berufung ist für diese Frage gleichgültig: auch 
von der Gemeinde gewählte Richter sind Organe des Staates, wenn 
die Gemeinde organischer Bestandteil des Staates ist. Ehrlich meint, 
die erste staatliche Gerichtsbarkeit sei die des König-Heerführers. 
Allein in historischer Zeit ist der König ebenso oberster Richter wie 
oberster Heerführer. Wenn man sich den Staat in eine Reihe von 
kleineren Rechtsgemeinschaften mit eigenen voneinander gänzlich 
verschiedenen Rechtsordnungen und eigenen voneinander gänzlich 
unabhängigen Rechtsorganen (Gerichten) zerfallen denkt, worin be- 
steht dann das all diese Gruppen einigende Band, das aus diesen. 
Einzelgruppen einen einheitlichen Staat macht? Irgend eine ge- 
meinsame Ordnung muß dochgegeben sein—, eine Ordnung, die 
für die Rechtsordnungen der einzelnen Gruppen eine Schranke 
ist! Wenn diese Ordnung keine rechtliche wäre, wo wäre dann 
die Grenze des Staates? 

Wenn jede Rechtsnorm eine Beziehung zur Rechtsgemeinschaft, 
zum Staate enthält, so muß deswegen natürlich nicht jedes Rechts- 
verhältnis mit einer Anrufung der staatlichen Behörde verbunden 
sein! Muß wirklich noch gesagt werden, daß diese Beziehung zum 
Staate bloß potentieller Natur ist? Daß man eine Rechtspflicht 
nur dann für gegeben ansehen kann, wenn ihre Verletzung staat- 
liche Reaktion zur Sollkonsequenz hat,ohne behaupten zu müssen, 
daß jede Rechtspflicht verletzt werden müsse? Ist eine Säure 
wirklich erst dann eine Säure, wenn man Lakmuspapier mit ihr 
in Berührung bringt ? Zwingt aber Ehrlich nicht zu solcher Erinnerung, 
wenn er gegen die staatliche Natur des Rechtes allen Ernstes vor- 
bringt: »Es gibt Millionen von Menschen, die in zahllose Rechtsver- 
hältnisse treten, und die so glücklich sind nie eine Behörde anrufen 
zu müssen« (130). Darf man, so wie Ehrlich tut, der herrschenden 
Lehre die Meinung unterstellen, daß sich das menschliche Leben 
vor den Gerichten abspielt« (S. 15), dem »heutigen Juristen« zumuten, 
er vermag sich ohne »Rechtszwang« »menschliches Zusammenleben 
gar nicht vorzustellen« ($. 67)? Glaubt Ehrlich wirklich — so wie 
er seine Leser glauben machen will, — die Theorie, die das Recht 
in den innigsten Zusammenhang mit dem Staate bringt, die das Recht 
als staatliche »Zwangsordnung« auffaßt, vertrete die sozialpsycho- 
logische Anschauung, die Menschen verhielten sich nur aus Angst 
vor staatlicher Strafe oder Exekution rechtmäßig? (S. 15). So töricht 
ist wirklich kein Vertreter der von Ehrlich arg mißverstandenen 
Zwangstheorie. Wie Ehrlich selbst den staatlichen Rechtszwang 
ausdeutet, grenzt allerdings schon ans Groteske! »In der Hauptsache 
erschöpft sich also die Wirkung der rechtlichen Zwangsordnung 
des Staates in dem Schutze der Person des Besitzes und der Forderung 
gegen die außerhalb der Gesellschaft Stehenden« 
(57), die »Ausgestoßenen« (55). Sollte die Rechtsordnung — als 
staatliche Zwangsordnung — keinerlei prävenierende »Wirkunge 
haben? Und sind alle diejenigen, gegen welche die zivile Exekution, 
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sind wirklich alle, welche von den Gerichten bestraft werden, 
»Ausgestoßene«, außerhalb der Gesellschaft Stehende? Ehrlich 
bezeichnet den Staat als den »weitesten Verband, der auch sie («diese 
Ausgestoßenen«) noch umfaßt«. Es ist rätselhaft, wie Individuen 
die vom Staat, also einem gesellschaftlichen Verband »umfaßt« 
werden — als »außerhalbs« der Gesellschaft stehend bezeichnet 
werden können. Ganz abgesehen von der irrigen Vorstellung des 
Staates als einer Organisation der »Ausgestoßenen«! Ehrlich meint: 
»Hier schützt der Staat als Organ der Gesellschaft 
die Gesellschaft vor denen, die außerhalb der Gesellschaft stehen« 
(55). Wohlgemerkt: der Staat, der als Verband die »Ausgestoßenen« 
noch umfaßt, ist Organ der Gesellschaft und schützt als solches 
die Gesellschaft gegen diejenigen, die als Bestandteil des Staates 
Organ der Gesellschaft sind. Er schützt die Gesell- 
schaft gegen sich selbst oder auch gegen einen ihrer Bestand- 
teile, der aber doch außerhalb der Gesellschaft steht! Daß 
der Staat ein Organ der Gesellschaft sei, ist eine wichtige und 
oft betonte Erkenntnis des Ehrlichschen Werkes (122, 123). Was 
Ehrlich allerdings nicht hindert, die soziologische Erkenntnis 
auszusprechen: »Daß der Staat und ein großer Teil der Ge- 
sellschaft zueinander in Gegensatz getreten sind« (60). 
Schließlich glaubt Ehrlich ein Argument gegen den staatlichen 
Charakter des Rechtes (was übrigens dasselbe ist wie der rechtliche 
Charakter des Staates) vorzubringen, wenn er auf das Kirchen- 
recht hinweist und erklärt: »Das Kirchenrecht ist ohne Rück- 
sicht darauf, wie sich der Staat dazu verhält, deswegen ein Recht, 
weil es die rechtliche Ordnung der Kirche iste (130). Merkt 
Ehrlich nicht, daß er damit nur behauptet hat, Kirchenrecht sei 
Recht, weilesRecht sei? Eben weil Ehrlich bei der Bestimmung 
des Rechtsbegriffes auf die Beziehung zum Staat als der spezifischen 
Rechtsgemeinschaft verzichtet, muß sein Rechtsbegriff — wenn 
man von dem kaum ernst zu nehmenden Versuch einer Charakteri- 
sierung der verschiedenen Normen durch die Gefühlstöne bei ihrer 
Verletzung absieht — ins Uferlose sich ausdehnen und im Grunde 
mit dem einer sozialen Norm oder Regel überhaupt zusammenfallen. 
Vom soziologischen Standpunkt aus verliert sich die Ehrlichsche 
Betrachtung, soweit sie überhaupt eindeutig bestimmt ist und sich 
nicht selbst widerspricht, in einer Identifizierung von Recht und 
Gesellschaft, während die auf eine klare Grenzziehung zwi- 
schen Recht und andern sozialen Normen bedachte Richtung in ihrer 
deutlichsten Konsequenz zur Identifizierung von Recht und 
Staat, als einer besondern Form der Gesellschaft, führt. 


v. 

Die beiden Schlußkapitel der Ehrlichschen Arbeit behandeln 
die »Methoden der Soziologie des Rechtese. Hier faßt er seine Grund- 
anschauungen vom Wesen der neuen Wissenschaft noch einmal zu- 
sammen und in dieser gedrängten Darstellung kommt die Unklar- 
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heit und der innere Widerspruch, an dem die ganze »Grundlegunge 
leidet, besonders deutlich zum Ausdruck. In diesen Schlußkapiteln 
hebt Ehrlich wieder den schon anfangs angedeuteten Gegensatz 
zwischen einer »theoretischene Rechtsswissenschafte, der Rechts- 
soziologie, und einer »praktischen« Jurisprudenz hervor. Schon in 
der Einleitung wurde darauf hingewiesen, daß Ehrlich diesen Gegen- 
satz — dessen richtige Verwendung von größtem Werte gewesen 
wäre — höchst unklar entwickelt. Zum Schlusse zeigt sich, daß dieses 
methodologisch grundlegende Prinzip bei Ehrlich jede mögliche Be- 
deutung verloren hat. Nachdem er von der »soziologischen Rechts- 
wissenschaft« schon früher (insbesondere S. 314) betont hat, daß sie 
»wie jede Wissenschaft, die Tatsachen bloß zu verzeichnen und 
nicht zu bewerten hate, daß sie also nichts darüber auszusagen hat 
was sein soll, und speziell was von Rechtswegen sein soll, 
wozu man rechtlich verpflichtet oder berechtigt, was Recht und was 
Unrecht (im Sinne von Wer t urteilen) ist, erklärt er nun überdies: 
»Auch die Soziologie, auch die Soziologie des Rechtes muß eine B e- 
obachtungswissenschaft sein.« Er sagt vom Rechts- 
soziologen, er habe »Tatsachen für deren Erkenntnis und Er- 
klärung zu sammeln« (382). Insbesondere wird auch der »Rechts- 
satz bloß als Tatsache, also nur nach seinem Ursprung und 
seiner Wirkung, nicht auf seine praktische Anwendung und Aus- 
legung hin betrachtete; was präzise ausgedrückt bedeutet: die Rechts- 
sätze als sozialpsychische Tatsachen auf ihre Entstehung und 
Wirkung hin erklären, das Recht als Macht erfassen, nicht die 
Rechtsnormen in ihrer Sollgeltung betrachten, das Recht als 
Norm begreifen. Man muß dieser durchaus korrekten Bestimmung 
einer rein explikativen Rechtssoziologie gegenüber schon stutzig 
werden, wenn er von der »praktischen Jurisprudenze, die offenbar 
im Gegensatz zur theoretischen Rechtssoziologie — der einzigen 
Rechtswissenschaft nach Ehrlich — zu erkennen hat, was von 
Rechts wegen sein soll, die nicht Tatsachen konstatiert und erklärt, 
sondern rechtlich bewertet, wenn er von dieser, in seinem Sinne 
sunwissenschaftlichen«, weil normativen Jurisprudenz erklärt, sie 
müsse »ein Bild der Gesellschaft geben, für die die Normen (die 
sie darstellt) gelten sollen« (384). Allein, wie ist das mit praktisch- 
juristischen Mitteln möglich? Ist die Darstellung der seienden so- 
zialen Verhältnisse nicht methodologisch gerade Aufgabe der So- 
ziologie im Gegensatz zur »praktischen« Jurisprudenz? Der von 
Ehrlich zuerst. für das Verhältnis der Rechtssoziologie zur Juris- 
prudenz ausgeführte Gegensatz von »theoretische und »praktisch« 
wird aber vollends auf den Kopf gestellt, wenn er schließlich be- 
hauptet, auch die praktische Jurisprudenz sei eine »Wissenschafts, 
d. h. im Sinne Ehrlichs: sie hat Tatsachen, das Sein zu beschreiben 
und kausal zu erklären, nicht aber zu bewerten. »Die lebende 
Anschauung der menschlichen Verhältnisse von rechtlicher 
Art, die Verallgemeinerung der Ergebnisse der Anschauung und die 
dazu gehörenden Entscheidungsnormen, das ist das Wissen- 
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schaftliche an der Jurisprudenz. So weit ist die Jurisprudenz 
tatsächlich eine Morphologie der rechtlichen Gestaltungen des gesell- 
schaftlichen Lebens« oder, wie es in der Seitenüberschrift heißt: ge- 
radezu seine Morphologie der Gesellschafte (385). Man muß doch 
annehmen, .daß es sich hier um Seinstatsachen handelt, denn diese 
Erkenntnis soll ja in. »wissenschaftlichem« Sinne erfolgen; allein wo 
bleibt dann der Gegensatz zur Rechtssoziologie? »Auch der vielver- 
lästerte allgemeine Teil (der »praktischene Jurisprudenz) enthält 
Wissenschaft.« Wissenschaft im Sinne Ehrlichs ? 

Die vollständige Vermengung der methodologischen Prinzipien 
einer theoretischen und einer praktischen Disziplin vollzieht sich aber 
in dem letzten und bedeutsamsten Resultate der Ehrlichschen Rechts- 
soziologie: der Erforschung des lebenden Rechtes. 

Weil sich die ganze heutige Rechtswissenschaft nur mit den 
Rechtssätzen befasse, sei sunser heutiger Rechtszustand zum großen 
Teile unbekannt« (395). Das österreichische bürgerliche Gesetzbuch 
ordnet — mangels entgegenstehender Ehepakten als disposi- 
tives Recht—eheliche Gütergemeinschaft an. Nun lebe zwar die 
österreichisch-deutsche Bauernschaft tatsächlich in ehelicher Güter- 
‚gemeinschaft, allein diese werde durch besondere Ehepakten regel- 
mäßig in einer von den — dispositiven — Bestimmungen des Bürgerl. 
Gesetzbuches abweichenden Form geregelt. Die juristische Literatur 
berichte aber nichts von dem tatsächlichen Inhalt der bäuerlichen 
Ehepakte. Ebensowenig von dem tatsächlichen Inhalte der Pacht- 
verträge und der Testamente (396, 397), die in gewissen sozialen Grup- 
pen regelmäßig einen bestimmten Inhalt haben, der aus dem Gesetz- 
buch, das den Parteien überläßt, den Inhalt ihrer Rechtsverhältnisse 
selbst zu bestimmen, natürlich nicht zu entnehmen ist. Leider gibt 
Ehrlich zum Belege seiner soziologisch schr interessanten 
Behauptung keinerlei Material. Die juristische Literatur wisse auch 
nichts von der tatsächlichen »Agrarverfassung«, nichts 
von der effektiven Familienordnung, die in keinem Lande Europas 
den Normen des gesetzten Rechtes entspräche (397). Hier muß man 
einen Augenblick innehalten. Das Recht ist die Form, in der sich 
das wirtschaftliche und politische Leben abspielt oder abspielen soll. 
Die Rechtswissenschaft hat somit über die Formen, kann aber nicht, 
nicht mit ihren spezifischen Mitteln und innerhalb der Grenzen ihres 
Objektes, über den Inhalt etwas aussagen, der sich in den For- 
men des Rechtes abspielen soll (wenn sie normativ gedacht wird) 
‚oder tatsächlich abspielt (wenn sie soziologisch aufgefaßt wird). Ehr- 
lich identifiziert einfach Recht und Gesell- 
schaft, d.h. er bezeichnet als Recht nicht bloß die Form, son- 
dern auch den Inhalt sozialer Erscheinungen, wenn er vonder Juris- 
prudenz fordert, sie solle Auskunft über die regelmäßigen wirt- 
schaftlichen und politischen Beziehungen geben, die den Inhalt von 
Rechtsformen bilden. Jurisprudenz müßte zugleich auch National- 
Ökonomie, Wirtschaftsgeschichte sein, wenn sie Auskunft über die 
Agrarverfassung eines Landes, über die tatsächlichen wirt- 
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schaftlichen Beziehungen zwischen den Ehegatten, den Verpächtern 
und Pächtern usw. geben sollte. Eine derartige vollständige Grenz- 
verwischung zwischen Recht und Wirtschaft, ja Recht und Gesell- 
schaft, und daher auch zwischen Jurisprudenz und allen übrigen 
Sozialwissenschaften ist wohl beispiellos! Was bedeuten aber jene 
Regeln, die über den Inhalt gewisser Rechtsgeschäfte oder Rechts- 
verhältnisse etwas aussagen? Diese Regeln sind nach Ehrlich das 
slebende Rechte«. Sein Wesen offenbart sich deutlich in dem 
Satze: »Auch hier erfüllt die Wissenschaft als Lehre vom Recht (Ehrlich 
meint die herrschende Jurisprudenz) ihre Aufgabe schlecht, wenn 
sie bloß darstellt, was das Gesetz vorschreibt, und nicht auch 
was wirklich geschieht« (398). Es ist nach Ehrlich keines- 
wegs bloß Aufgabe einer wertfreien, nur Tatsachen konstatierenden 
und erklärenden Soziologie, sondern auch der praktischen Juris- 
prudenz, dieses »lebende Rechts, diese Regeln des tatsächlichen Ge- 
schehens zu erforschen und darzustellen. Daß die herrschende prak- 
tische Jurisprudenz dies nicht tut, wird ihr zum größten Vorwurf 
gemacht. Allein welches ist der zulängliche Grund, die durch Beob- 
achtung des Seins gewonnenen Regeln tatsächlichen Geschehens als 
»Recht« zu bezeichnen, was ja nichts anderes bedeuten kann, als daß, 
was hier regelmäßig geschieht, auch von Rechts wegen geschehen 
solle? Eine Soziologie ist zu solcher Folgerung als reine 
Seins wissenschaft — auch im Sinne Ehrlichs — nicht befugt; eine 
Soziologie könnte niemals in diesem Sinne Rechtsnormen (als 
Sollregeln) erkennen und aufzeigen. Für eine praktische Jurispru- 
denz aber ist die Frage, ob irgend ein tatsächliches Geschehen auch 
geschehen solle, nicht aus diesem Sein an sich zu beantworten. 
Kann denn von allem, was tatsächlich in einer gewissen Regelmäßig- 
keit geschieht, eben darum schon gesagt werden, daß es auch 
geschehen solle, odergar, daßes von Rechts wegen geschehen 
solle? Das und nichts anderes aber bedeutet die Behauptung, daß leben- 
des »Recht« vorliege. Und wenn nun dieses tatsächliche Geschehen- 
sein — wie Ehrlich häufig hypostasiert — mit Normen in Wider- 
spruch steht, die der praktische Jurist aus irgendwelchen 
Gründen zumindest auch als Rech tsnormen gültig voraussetzen 
muß: heißt es nicht der »praktischens«, weil auf Erkenntnis 
des rechtlichen Sollens gerichteten Jurisprudenz zu- 
muten, die Grundvoraussetzung aller Erkenntnis aufzugeben, 
wenn von ihr verlangt wird, zwei einander widersprechende Sätze 
(Sollsätze), die als gültig vorausgesetzte Rechtsnorm und die ihr wider- 
sprechende Norm lebenden Rechtes nebeneinander für wahr zu halten 
darauf zu verzichten, die Rechtsordnung als ein sinnvolles, d. h. wider- 
spruchsloses Ganzes zu begreifen, m. a. W. das Recht überhaupt zu 
begreifen? 

Der durchaus zweideutige und zweifelhafte Charakter der Regeln 
tatsächlichen Geschehens, die Ehrlich lebendes »Rech t« nennt, tritt am 
besten in folgendem Beispiel zutage, das Ehrlich selbst gibt. Ehrlich 
berichtet, er habe die Wirkungen des bürgerlichen Gesetzbuches in der 
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Bukowina untersucht. Leider publiziert er diese eminent rech ts- 
soziologischen Untersuchungen nicht in diesem Zusammen- 
hang. Das wäre schon deshalb wichtig gewesen, weil damit endlich 
Material und Methode für die Lösung eines wirklich kon- 
kreten rechtssoziologischen Problems geliefert worden wäre. Ehrlich 
spricht speziell von der Wirkungslosigkeit der familienrechtlichen Be- 
stimmungen des österreichischen Bürgerlichen Gesetzbuches. Nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzbuches kann das Hauskind eigenes 
Vermögen haben und darüber frei verfügen. Der Erwerb kommt die- 
sem und nicht den Eltern zugute. Aber — so berichtet Ehrlich — in 
der Bukowina, »die doch zu Oesterreich gehört und wo das Bürger- 
liche Gesetzbuch ganz so wie in anderen Teilen Oesterreichs gilte, dort 
verfüge der rumänische Bauer tatsächlich über den Erwerb seines 
Kindes: »Ist solch ein Hauskind im Dienst, so erscheint in jedem Monat 
pünktlich der Vater oder auch die Mutter beim Dienstherrn und 
trägt den Dienstlohn ruhig nach Hause« (298). Es ist aus diesen Be- 
merkungen Ehrlichs leider nicht zu entnehmen, in wie vielen Fällen 
er diese Tatsache konstatiert hat. Es ist zu vermuten, daß sich auch 
in der Bukowina mehr Fälle der selbständigen Verfügung des Kindes 
über seinen Erwerb konstatieren lassen, als Ehrlich untersucht hat. 
Aber was sagen die von Ehrlich beobachteten Tatsachen? DaB das 
Hauskind in der Bukowina nicht verfügungsberechtigt ist? 
Wird Herr Professor Ehrlich als Rechtsanwalt oder Richter antworten: 
Du bist rechtlich verpflichtet, dir gefallen zu lassen, daß deine Eltern 
über deinen Erwerb ohne deine Zustimmung verfügen? Ich zweifle 
nicht daran, daß Herr Professor Ehrlich als Richter oder Rechtsan- 
walt diesem Hauskind zu seinem Rechtenach dem Bürgerlichen Gesetz- 
buche verhelfen wird — auch in der Bukowina! Allerdings: Wenn 
das Hauskind damit einverstanden ist oder, wie Ehrlich sagt, »sich 
ruhig gefallen läßt«, daß sein Vater über sein Erworbenes verfügt, 
dann ist der von Ehrlich geschilderte Tatbestand in keiner Weise mit 
dem Bürgerlichen Gesetzbuche unvereinbar. Das Gesetz gibt dem 
Kind ein Recht; macht es davon keinen Gebrauch, ist das seine 
Sache. Es kann sein Recht oder das im konkreten Falle Erworbene 
dem Vater übertragen, von Rechts wegen schenken, seine Lohn- 
forderungen zedieren, es kann aber auch sein Recht verkümmern 
lassen, ohne gegen das Gesetz zu handeln. Im übrigen ist die von 
‚Ehrlich beobachtete Tatsache, sofern sie regelmäßig innerhalb einer 
gesellschaftlichen Gruppe zu konstatieren ist, vielleicht eine Sitte, 
aber nicht einmal eine dem Recht widerstreitende Sitte, wie Ehrlich 
glaubt! (299). Etwas anderes wäre, wenn das bürgerl. Gesetzbuch eine 
Rechts pflicht des Kindesstatuierte. Nun, esist schon vorgekommen, 
daß Rechtspflichten, die in irgendeinem Gesetze statuiert wurden, 
tatsächlich nicht beobachtet, von ganzen Gruppen regelmäßig 
verletzt wurden. Die geltende Rechtsnorm hat gegenüber dieser 
Gruppe keine Wirkung. Sicherlich wäre es die Aufgabe einer 
Rechtssoziologie, die Wirkung von Rechtsnormen zu unter- 
suchen. Allein was kann diese Rechtssoziologie, die nichts als das 
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Seiende betrachtet und erklärt, die, wie Ehrlich doch zugibt, »die 
Tatsachen bloß zu verzeichnen, nicht zu bewerten hat« (314), darüber 
ausmachen, ob das, was tatsächlich geschieht, auch geschehen so 11, 
von wegen der Moral oder des Rechtes geschehen soll, oder m. a. W. 
was Rechtens ist? 

Dasjenige, was Ehrlich als »lebendes Recht« bezeichnet, ist, so- 
ferne darunter der regelmäßige Inhalt der verschiedenen Rechtsver- 
hältnisse verstanden wird, zwar keine juristische Kategorie, aber 
zweifellos ein für die Wirtschaftsbeschreibung und 
Gesellschaftserklärung interessantes Objekt. Wie die Kenntnis der 
sozialen Tatsachen überhaupt, so mag auch die Kenntnis dieser Tat- 
sachen dem Gesetzgeber von Wert sein. Aber schon für eine 
von der Wirtschaftsbeschreibung und einer allgemeinen Gesellschafts- 
lehre differenzierte Rechtssoziologie muß dieses Erkenntnis- 
objekt keineswegs mit Selbstverständlichkeit gegeben sein. Soferne 
sich eine solche Disziplin als selbständige Wissenschaft überhaupt 
abgrenzen und durchführen läßt, ist ihr Problem: die Entstehung 
und Wirkung von Rechtsnormen, diese als sozialpsychische 
Tatsachen aufgefaßt. Und nur soweit essich beider inhalt- 
lichen Gestaltung der Rechtsbeziehungen um die Wirkung 
von Rechtsnormen handelt, käme die Erkenntnis dieser Rechts in- 
halte für eine Rechtssoziologie in Betracht. 

Indes scheint es, daßeiner Soziologie des Rechtes als selbstän- 
diger Disziplin die größten Schwierigkeiten entgegenstehen. 
Möglich ist die Soziologie des Rechtes nur in engster Verbindung mit ei- 
ner Soziologie der Moral und der Sitte, kurz aller übrigen sozialen Nor- 
men. Das tatsächliche Verhalten der Menschen stellt sich, sofern es für 
die formaljuristische Betrachtung als rechtmäßig gilt, keineswegs bloß 
durch Rechtsnormen, sondern durch Normen anderer Art motiviert 
heraus. Und da eine Rechtssoziologie auch die Ursachen der Wir- 
kungslosigkeit von Rechtsnormen, also hier die Motive des rechts- 
widrigen Verhaltens zu untersuchen hat, muß sie den ganzen Mecha- 
nismus des sozialen Geschehens aufdecken, um ihre Probleme zu lösen. 
Rechtssoziologie ist im Grunde genommen gar keine eigene Wissen- 
schaft; es ist ein vom Standpunkte soziologischer Er- 
kenntnis durchaus willkürlicher Ausschnitt aus einer 
allgemeinen, das soziale Leben betrachtenden und erklärenden Wissen- 
schaft. Denn die Abgrenzung dieser Rech ts soziologie muß durch 
einen Begriff vollzogen werden, dessen Bestimmung von einem ganz 
anderen Standpunkte aus erfolgt, als der einer explikativen Soziologie 
ist, nämlich durch den normativen Rechtsbegriff. Was 
Recht ist, auf die Entstehung und Wirkung welcher Normen 
die Erkenntnis daher zu beschränken ist, das kann die Rechts so 2i0- 
logie nicht bestimmen; sie muß den normativen Rechts- 
begriff voraussetzen. Weil es aber der normative Rechtsbegriff 
ist, der ihre Probleme abgrenzt, so müssen ihre Grenzen vom Stand- 
punkte jener Wissenschaft, davon sie ein Zweig sein soll — der So- 
ziologie —, willkürlich erscheinen. Ob die Normen, deren Wir- 
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kung das soziale Verhalten bestimmt, Rechtsnormen oder Nor- 
men der Sitte, der Moral sind, das wird vom soziologischen Stand- 
punkte aus ziemlich gleichgültig sein. Für den rein soziologischen 
Aspekt wird es überhaupt keine wesentliche Differenz 
geben zwischen diesen Normen, d.h. zwischen den psychi- 
schen Tatsachen, den Vorstellungen, die diese 
Normen zum Inhalte haben. Nur die irrige Vorstellung, 
daß die Soziologie überhaupt denselben Gegenstand wie die normative 
Jurisprudenz: das Recht, erfassen könne, führt zu der Vorstellung 
einer selbständigen Rechtssoziologie. Alleindie Rechts- 
norm, dieses spezifische Objekt der Rechtswissenschaft, ist einer 
auf das Sein gerichteten Soziologie überhaupt nicht gegeben. Das 
Vorstellen oder Empfinden der Rechtsnorm des rechtlichen Sollens 
ist eben etwas völlig anderes! Ein soziologischer Begriff 
des Rechtes, von.dem Ehrlich und mit ihm viele Neueren spre- 
chen, ist ebenso möglich wie der mathematische Begriff eines biolo- 
gischen Vorganges oder der sittliche Begriff des freien Falles. Gerade 
der Ehrlichsche Versuch zeigt deutlich, daß eine Soziologie des R e c h- 
tes zu einer Soziologie der Gesellschaft überhaupt wird, 
weil sich s0ziologisch der Begriff des Rechtes nicht abgrenzen 
läßt. 

Der Versuch Ehrlichs, für die Soziologie des Rechts eine 
Grundlegung zu schaffen, muß als völlig gescheitert gelten: vor 
allem infolge des gänzlichen Mangels einer klaren Problemstel- 
lung und einer präzisen Methode. Was aus dem widerspruchsvol- 
len Wirrsal seiner Ausführungen hervorgeht, ist vielleicht wirklich 
nichts anderes als die freilich nie bezweifelte Binsenwahrheit, von 
der Ehrlich in seiner Vorrede emphatisch behauptet, daß sie den 
ganzen Sinn seiner Arbeit darstelle: daß der Schwerpunkt der 
Rechtsentwieklung in der Gesellschaft liege. Natürlich! denn die 
ganze Rechtsentwicklung vollzieht sich doch als gesellschaftlicher 
Prozeß in der Gesellschaft! Nur sind die Ansprüche, die Ehrlich 
an die von ihm begründete Wissenschaft stellt, ein wenig zu be- 
scheiden, wenn er meint, daß »in diesem Satze der Sinn jeder 
Grundlegung einer Soziologie des Rechts enthaltene sei. Das 
wäre etwa ebenso vielsagend, wie wenn man den Sinn jeder Bio- 
logie in den Satz faßte, die Entwicklung der Lebewesen liege in 
der Natur! 











